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Vorwort zur ersten Auflage 


Die Bundesassistentenkonferenz hat sich bei ihrer Gründung zur Aufgabe gesetzt, 
die Hochschulreform in der Bundesrepublik nach Kräften zu fördern. Dazu sollten 
die Reformvorstellungen der Assistenten zusammengefaßt, In die aktuelle Diskussion 
eingebracht und auf das Ziel einer baldigen Reformentscheidung hingelenkt wer¬ 
den. Es war von vornherein nicht daran gedacht, die speziellen Belange des sog. 
Mittelbaus in den Vordergrund zu stellen, sondern unter Verzicht auf alle Partikular¬ 
interessen die Belange der ganzen Hochschule ins Auge zu fassen. 

Ein erstes Ergebnis dieser Bemühungen ist das hier abgedruckte Kreuznacher Hoch¬ 
schulkonzept, das in hundert Thesen die wichtigsten Themen der Reformdiskussion 
behandelt. Die Vorlage ist von dreißig Teilnehmern einer Klausurtagung erarbeitet 
worden, die vom 28. August bis 3. September in Bad Kreuznach stattfand. Zu dieser 
Tagung hatte der Vorstand der Bundesassistentenkonferenz die Vorsitzenden der 
Landesassistentenkonferenzen, Mitglieder der Ausschüsse der BAK sowie eine be¬ 
schränkte Anzahl von Gästen aus benachbarten Wissenschaftsorganisationen einge¬ 
laden. Es waren Assistenten aus achtzehn Hochschulen anwesend, die alle Wissen¬ 
schaftsgebiete vertraten. 

Die Tagung ist durch eine Reihe von Entwürfen vorbereitet worden, die aus den Be¬ 
ratungen der Ausschüsse sowie einiger Assistentenschaften und Landeskonferenzen 
hervorgegangen sind. Hervorzuheben ist die Arbeit der Ausschüsse für Strukturfragen 
des Mittelbaus und für Hochschuldidaktik sowie des Bildungsausschusses. Zu den 
wichtigsten Unterlagen zählte der Organisationsteil eines Gesetzes über die wissen¬ 
schaftlichen Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen, den die Landesassisten¬ 
tenkonferenz Nordrhein-Westfalen in der Bonner Fassung vom 17. August 1968 vor¬ 
gelegt hatte. Er wird nach der neuerlichen Überarbeitung, die in allen wesentlichen 
Punkten mit den Thesen des Kreuznacher Hochschulkonzepts übereinstimmt, für die 
Düsseldorfer Beratungen eines Hochschulrahmengesetzes von Bedeutung sein. Drei 
Vorlagen, von denen jedoch keine unmittelbaren Eingang in das Kreuznacher Hoch- 
schulkonzept fand, betrafen die Neugliederung des Lehrkörpers an wissenschaft¬ 
lichen Hochschulen. Weitere Entwürfe und Studien behandelten Aspekte der Bil¬ 
dungsreform und die Stellung der Studenten in der Universität. 

Es ist für das Verständnis der Thesen nicht unwichtig zu wissen, daß sie als Ge¬ 
meinschaftsarbeit in Ausschußsitzungen formuliert und in Plenarberatungen modifi¬ 
ziert wurden. Eine Ausnahme bilden die Thesen zur Hochschuldidaktik, die bereits in 
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Göttingen auf einer Tagung des einschlägigen Ausschusses vorbereitet worden waren. 
Die einzelnen Teile der Kreuznacher Fassung wurden für den Druck redigiert oder 
bearbeitet, in Thesenform gebracht und teilweise neu angeordnet. 

Der Vorstand der BAK legt das Kreuznacher Hochschulkonzept hiermit der für den 
10. und 11. Oktober 1968 nach Bonn einberufenen zweiten Vollversammlung zur Be¬ 
ratung und Beschlußfassung vor. Es kommt darauf an, die Grundthesen zu beraten 
und eine Abstimmung darüber herbeizuführen, ob das Konzept nach seinen fünf 
Teilen und im ganzen als die — vorbehaltlich besserer Erkenntnis — zunächst 
maßgebende Formulierung der Reformziele der BAK zu gelten hat. Zur Klärung 
der Reformvorstellungen kann es nur nützlich sein, wenn die Thesen dieses Heftes 
in den Assistentenschaften der Hochschulen diskutiert werden. Wir hoffen, daß das 
Kreuznacher Hochschulkonzept Anregung und Kritik von allen an der Reform der 
Hochschulen Interessierten und Beteiligten erfährt, auch von denen, die entweder 
seine Ausgangspunkte oder seine Ziele nicht teilen. 

Wir danken allen, die bei der Vorbereitung dieses ersten Heftes der Schriften der 
Bundesassistentenkonferenz geholfen haben. 


Bonn und Konstanz, 18. September 1968 


Peter Fischer-Appelt 


Hans Meyer 


Wolf-Dieter Narr 



Vorwort zur zweiten Auflage 


Die zweite Vollversammlung hat das Kreuznacher Hochschulkonzept auf ihrer Bonner 
Tagung nach eingehenden Beratungen mit großer Mehrheit als verbindliche Grund¬ 
lage für die weitere Arbeit der Bundesassistentenkonferenz angenommen, vorbehalt¬ 
lich von Ergänzungen, Änderungen und Erweiterungen durch die Ausschüsse und die 
nächste Vollversammlung. Der Beschluß wurde mit 80 gegen 21 Stimmen bei 12 
Enthaltungen gefaßt. Zuvor waren die einzelnen Teile des Entwurfes in folgender 


Reihenfolge beraten und beschlossen worden: 

Teil IV Zur Neugliederung des Lehrkörpers 91 : 5:10 

Teil III Zur Neuordnung der Hochschulorganisation 77:20: 9 

Teil I Zur Aufgabe der Hochschule und ihrer Stellung in Staat 

und Gesellschaft 57 : 26 : 8 

Teil II Zur Stellung der Hochschule im Bildungswesen 69 : 1 : 8 

Teil V Thesen zur Hochschuldidaktik 71 : 1 : 6 


Die auf der Bonner Tagung eingereichten Anträge auf Abänderung und Ergänzung 
einzelner Thesen sind den zuständigen Ausschüssen überwiesen worden. Sie werden 
dem Protokoll der Vollversammlung als Anhang beigefügt und zusammen mit den 
übrigen Materialien der Tagung im zweiten Heft der „Mitteilungen der Bundes¬ 
assistentenkonferenz“ veröffentlicht. Die Delegierten entschieden sich dafür, die 
ursprüngliche Fassung des Kreuznacher Konzepts wegen der inneren Systematik und 
der geschlossenen Form zu erhalten und für die zweite Auflage lediglich kleinere 
redaktionelle Verbesserungen vorzusehen. Demgemäß sind in folgenden Thesen 
einzelne Veränderungen vorgenommen worden: 10, 13, 19—22, 23, 31, 41, 45, 53, 57, 
62, 63, 70, 71, 73, 78, 83, 86. 

Die Vollversammlung hat ferner beschlossen, die zweite Auflage des Konzepts in 
einer so großen Anzahl zu verbreiten, daß außer der interessierten Öffentlichkeit alle 
25 000 Wissenschaftlichen Mitarbeiter das Heft erhalten, um eine ausreichende In¬ 
formation über die Reformvorstellungen im einzelnen zu ermöglichen und die Dis¬ 
kussion in den Assistentenschaften der Hochschulen auf allen Ebenen nachhaltig 
anzuregen. Die Wissenschaftlichen Mitarbeiter sind aufgefordert, über ihre Ver¬ 
tretungen Vorschläge zur Präzisierung der einzelnen Thesen sowie für die thematische 
Erweiterung und inhaltliche Ausarbeitung der fünf Teile bis zum 15. Dezember 1968 
der Geschäftsstelle in Bonn zu übermitteln. 
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Für die weitere Arbeit der Ausschüsse ist daran gedacht, Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede des Kreuznacher Konzepts im Verhältnis zu anderen Reformmodellen 
zu verdeutlichen, die Vorschläge zur Neuordnung der Hochschulorganisation und zur 
Neugliederung des Lehrkörpers in die Form von Rahmengesetzen zu bringen, einen 
Stufenplan zur Verwirklichung der Reformziele auszuarbeiten und die Überlegungen 
zur Personalstruktur durch empirische Erhebungen und Kapazitätsberechnungen zu 
ergänzen. 

Im Rahmen der vorliegenden fünf Teile fällt zunächst besonderes Gewicht auf die 
Auslegung der Grundrechtsgarantie nach Art. 5 Abs. 3 GG. Ferner ist die Integration 
der Lehr- und Ausbildungsfunktionen der Fachschulen in den Gesamthochschul¬ 
bereich und die Anwendung der Organisationsgrundsätze aus Teil III auf die künftige 
Gesamthochschule zu durchdenken. Ergänzt werden muß außerdem der diffizile 
Komplex der Hochschulfinanzierung unter Einbeziehung der Drittmittel sowie die 
Anpassung des Haushaltswesens an die Erfordernisse einer modernen Einheitsver¬ 
waltung der Hochschulen. Einer besonderen Behandlung bedürfen daneben die 
Probleme der Planung, Organisation und Kontrolle von Forschung, andererseits die 
Grundsätze für eine Reform des Studien- und Prüfungswesens. Im Bereich der 
Hochschuldidaktik wird sich die weitere Arbeit auf Fragen der „Rückmeldung“, der 
Lernpsychologie, der Demokratisierung des Unterrichtes sowie auf die Ausarbeitung 
von Curricula-Modellen erstrecken. Weiterhin erfordert die Verwaltungsstruktur der 
Fachbereiche und die mögliche Einbeziehung der Personalvertretung in die akademi¬ 
schen Gremien genauere Überlegungen. Unerläßlich ist schließlich die Konkretisierung 
des Personalmodells, insbesondere hinsichtlich der Stellung und Aufgaben der 
Graduierten wie des unerwähnt gebliebenen wissenschaftlich-technischen Personals. 
Die einzelnen Teile des Kreuznacher Konzepts sollen durch die beabsichtigten Er¬ 
weiterungen zu selbständigen Heften ausgebaut werden. 

Mit der Annahme des Kreuznacher Hochschulkonzepts haben die Assistenten durch 
ihre gewählten Vertretungen vor der Öffentlichkeit den Willen und die Bereitschaft 
bekundet, Mitverantwortung für die Entwicklung des deutschen Hochschul- und 
Bildungswesens zu übernehmen. Dieses Interesse sollte von niemandem in Zweifel 
gezogen werden. Die Konferenzen und Vertretungen der Assistenten sind ferner ent¬ 
schlossen, die in Kreuznach formulierten und in Bonn beschlossenen Reformziele 
als verbindliche Maxime ihrer Mitwirkung bei allen Reformberatungen zur Geltung 
zu bringen. Auch an dieser Entschlossenheit sollte bei aller pragmatischen Einstellung 
kein Zweifel bestehen. Die Reformen, welche die Assistenten heute fordern, werden 
sie morgen so oder so selbst mitvollziehen. 


Bonn, Berlin und Münster 


Peter Fischer-Appelt 
Hellmuth Bütow Barbara Schaeffer 
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Zur Aufgabe der Hochschule und ihrer Stellung in Staat und 

Gesellschaft 


Wissenschaft als Inhalt der Hochschule 

(1) Die Aufgabe der wissenschaftlichen Hochschulen, um deren Erfüllung willen sie 
von Staat und Gesellschaft eingerichtet und unterhalten werden, ist die Veranstaltung 
von Wissenschaft in einem umfassenden, auf Forschung, Lehre und Studium gleicher¬ 
maßen erstreckten Sinne. Die methodische Gewinnung, systematische Darstellung 
und öffentliche Verbreitung wissenschaftlicher Erkenntnisse ist der institutionelle 
Sinn der Hochschule. Da die Produktion und Verteilung wissenschaftlicher Erkennt¬ 
nisse sich innerhalb und zugunsten der Gesellschaft vollzieht, der die Hochschule 
angehört, ist die Vorbereitung auf Berufe, die einer wissenschaftlichen Vorbildung 
bedürfen, sowie die wissenschaftliche Fort- und Weiterbildung Berufstätiger (28, 29) 
ihrem Zwecke immanent. Andererseits erschöpft sich die Aufgabe der Hochschule 
nicht in der Berufsausbildung. Denn die Wissenschaft verpflichtet diejenigen, die 
an ihr teilnehmen, nicht zur Ausübung bestimmter staatlich anerkannter oder gesell¬ 
schaftlich relevanter Berufe, sondern zur Wahrung der ihr eigentümlichen Erkenntnis. 

(2) Wissenschaft ist die gemeinsame Anstrengung von Menschen, das Verhältnis 
aller Menschen zur natürlichen und sozialen Welt zum Zweck der vernünftigen 
Einrichtung der Menschheit unter die Form universaler Rationalität zu bringen. 
Anders gewendet: Wissenschaft wird als solidarische Bemühung von Menschen in 
methodisch ausgewiesener und zielbewußter Erkenntnisarbeit gegen die Irrationalität 
der natürlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse unternommen, damit die Erde als 
der einheitlich gemeinsame Lebensraum einer brüderlichen Menschheit in Frieden 
bewohnt und mit Vernunft genutzt wird. 

(3) In der modernen Industriegesellschaft sind die Wissenschaften zur Grundlage 
der gesellschaftlichen Praxis geworden. Dieser Sachverhalt ist für ihren Begriff 
konstitutiv. Die ältere Auffassung des Verhältnisses von Theorie und Praxis, daß der 
materielle Produktionsprozeß der Gesellschaft so wenig einer Anleitung durch die 
reine Theorie fähig sei, wie diese ihrerseits einen unmittelbaren und durchgängigen 
Bezug auf das gesellschaftliche Leben enthalte, ist mit dem Aufkommen der bürger¬ 
lichen Industriekultur gegenstandslos geworden. Die theoretischen Wissenschaften 
stehen nicht mehr, wie grundsätzlich in allen vormodernen Gesellschaften, neben der 
Sphäre der Gütererzeugung. Sie sind vielmehr zur Substanz der Produktion und 
Reproduktion gesellschaftlichen Lebens geworden. Alle Arbeit hat die Gestalt einer 
durch Wissenschaft ermöglichten technischen Verfügung über vergegenständlichte 
Prozesse angenommen. Die fundamentale Bedeutung, die demnach die modernen 
Wissenschaften als bestimmende Faktoren des gesamten Lebens errungen haben, 
zwingt die Wissenschaft selbst und ihre Institutionen dazu, die Reflexion der Inter¬ 
dependenz von wissenschaftlich-technischer Gestaltung und gesellschaftlicher Wirk¬ 
lichkeit in ihren Begriff und ihre Aufgaben einzuschließen. 
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(4) Der umfassende Begriff der Wissenschaft ist erst dort gewonnen, wo er sich 
durch die technologische Rationalität hindurch zur kritischen Rationalität erweitert 
hat und wissenschaftliche Erkenntnis nicht als Produktivkraft im Industriesystem 
aufgeht, sondern als die Kraft realer Emanzipation in die Gesellschaft eingeht. Die 
Ausrichtung der Theorie auf die gesellschaftliche Praxis ist daher nicht hinreichend 
verstanden, wenn man sie mit der Rolle der Wissenschaft zusammenfallen läßt, 
Instrument des Technisierungsprozesses zu sein. Die schlimmen Folgen, welche 
eine an das Lebensrecht des Menschen und die ihm dienende gesellschaftliche Ord¬ 
nung nicht gebundene wissenschaftliche Forschung gerade aufgrund der stetig zu 
vermehrenden Herrschaft haben kann, machen es unvermeidbar, daß die wissen¬ 
schaftliche Rationalität um die Dimension einer „Orientierung im Handeln“ erweitert 
wird als „ein von den objektiven Folgen des Forschungsprozesses erzwungenes und 
nur in ihm selbst einlösbares Desiderat“ (Habermas). Rationales Denken kann nicht 
bei der Ausbeutung der Natur und der Verwaltung der sozialen Organisation enden; 
es ist vielmehr gerichtet auf die Verwirklichung der Freiheit des Einzelnen, auf die 
Vermehrung von Gerechtigkeit und Glück, auf die Vermeidung von Leid und den 
Abbau der Herrschaft von Menschen über Menschen, auf die demokratische Ge¬ 
staltung aller Bereiche der Gesellschaft und den Ausgleich der Konflikte in einer 
internationalen Friedensordnung. Eine derart praktisch gewordene Vernunft begreift 
in der Beschreibung und Erklärung dessen, was ist, auch die Erkenntnis dessen, 
was sein soll, als ihre Aufgabe. 

(5) Als Institution, in der Wissenschaft in diesem grundlegenden Sinne betrieben 
wird, nimmt die Hochschule teil an der gegenseitigen Durchdringung von wissen¬ 
schaftlicher Theorie und gesellschaftlicher Praxis. Das überall wirksame, aber noch 
unzureichend aufgehellte Wechselverhältnis von ökonomisch-politischen Verhältnissen 
und wissenschaftlich-technischer Arbeit erlaubt es der Hochschule nicht, ihren Ort 
und ihre Aufgabe innerhalb der Gesellschaft als fraglos vorgegeben hinzunehmen, 
sondern nötigt sie, die gesellschaftliche Ordnung wie ihre eigene Tätigkeit unter das 
Maß der noch zu realisierenden Vernunft zu stellen. Diese Aufgabe kann weder nur 
deskriptiv als Analyse des jeweiligen gesellschaftlichen Ortes der Institution noch 
bloß induktiv als Fortschritt im unendlichen Prozeß der Einzelwissenschaften noch 
allein spekulativ als Ableitung aus dem ewig-vernünftigen Zweck der Wissenschaft 
im ganzen begriffen und gelöst werden. Zu ihrer Formulierung und Erfüllung bedarf 
es vielmehr der kritischen Theorie, die alle drei Aspekte beständig aufeinander be¬ 
zieht und so den Begriff im Medium der gesellschaftlichen Wirklichkeit zu kon¬ 
struieren, die Vernunft in den politisch-ökonomischen Entscheidungen zu konkreti¬ 
sieren sucht. In diesem Sinne gehört es zu den vordringlichen Aufgaben wissen¬ 
schaftlicher und politischer Arbeit, die Mittel und Erkenntnisse, die einerseits die 
Abhängigkeit des menschlichen Lebens von äußerer Energie mildern, andererseits 
die Bedrohung des Lebens durch äußere Gewalt steigern, der Kritik und Kontrolle 
einer Gesellschaft mündiger Menschen zu unterwerfen, um so der tödlichen Dialektik 
eines vernunftlosen technisch-ökonomischen Fortschritts zu entgehen. 

Die Institutionellen Voraussetzungen der Hochschule 

(6) Im Lichte dieser gesellschaftlichen Dimension der Wissenschaft, wonach sie 
Grundlage und Kritik der gesellschaftlichen Praxis ist, ist die im Grundgesetz garan¬ 
tierte Freiheit von Wissenschaft und Kunst, Forschung und Lehre zu verstehen als 
ein Schutzrecht für alle Wissenschaft, welche Freiheit als die ihr wesensnotwendige 
und wesenseigene Voraussetzung begreift. Das veränderte Verhältnis von Wissen¬ 
schaft und Gesellschaft im Industriesystem schließt es aus, die Freiheit der Wissen- 
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Schaft nach wie vor auf ihren „Bildungsauftrag“ zu stützen und demgemäß in Art. 5 
Abs. 3 GG lediglich ein Schutzrecht der Privatveranstaltung von Wissenschaft vor 
Eingriffen des Staates zu sehen. Die im Grundgesetz niedergelegte Selbstbeschrän¬ 
kung der staatlichen Gewalt wäre andererseits für die Wissenschaft und ihre Insti¬ 
tutionen überflüssig, wenn sie nur dazu dienen sollte, einen angeblich verpflichtenden, 
durchaus modischen „Gesellschaftsauftrag“ erfüllen zu können, der die gesellschaft¬ 
liche Potenz der Wissenschaft auf ihre Gewalt technischer Verfügung oder auf die 
reibungslose Ausbildung nützlicher Individuen reduziert. Der zureichende Grund 
für die Inanspruchnahme der Freiheitsgarantie durch die Wissenschaft und die Hoch¬ 
schule besteht allein in der von ihrer Arbeit am Objekt gar nicht abtrennbaren 
Funktion, die Voraussetzungen und Ergebnisse konkreter wissenschaftlicher Arbeit 
auf ihre gesellschaftliche Relevanz hin zu reflektieren und der Gesellschaft ein 
kritisches Bewußtsein für die Bedeutung ihrer Ansprüche und Zielsetzungen zu ver¬ 
mitteln. Darin ist eingeschlossen, daß die Hochschule als Garant der gesellschaft¬ 
lichen Vernunft in ihren eigenen Reihen einer vernünftigen Ordnung bedarf. 

(7) Sofern Wissenschaft ursprünglich als die solidarische Anstrengung einer Mehrzahl 
von Menschen betrieben wird und heute mehr denn je zu ihrem sachgemäßen Voll¬ 
zug auf Kooperation angewiesen ist, wird die im Grundgesetz versprochene Frei¬ 
heit erst dann voll eingelöst, wenn sie über die Betätigung individueller Lehr- und 
Lernfreiheit hinaus als institutionelle Garantie des kommunikativen Sachverhaltes 
Wissenschaft realisiert wird. Sofern Wissenschaft die Grundlage des gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsprozesses und das Medium seiner Selbstaufklärung ist, widerspricht es 
ihrer Funktion, wenn sie zum Privateigentum eines privilegierten Standes von Wissen¬ 
schaftlern wird, die sich in der Hochschule einen von der Wirklichkeit abgeschirmten 
Innenraum nur scheinbar reiner Erkenntnis schaffen. Der Anspruch der Wissenschaft 
selbst ist von so allgemeiner Art und in seiner praktischen, auf Freiheit, Gerechtig¬ 
keit und Frieden gerichteten Dimension von so verbindlichem Charakter, daß er keine 
Einschränkung verträgt. Insofern haben am Bestand und Fortschritt einer freien und 
allgemeinen Wissenschaft nicht nur alle Mitglieder der Hochschule, sondern auch 
alle Glieder der Gesellschaft gleichen Anteil, wenn er sich auch nach dem Gesetz 
der Arbeitsteilung jeweils verschieden vermittelt. Art. 5 Abs. 3 GG garantiert daher 
mit der individuellen Freiheit den institutioneilen Rahmen einer freien und gemein¬ 
schaftlichen Entfaltung wissenschaftlichen Lebens im Medium der öffentlichen Dis¬ 
kussion und nötigt zu einer entsprechenden Organisation der Hochschule. 

(8) Um Wissenschaft als freien und intersubjektiven Erkenntnisprozeß organisieren zu 
können, muß die Hochschule eine genossenschaftliche Gestalt haben, der mit Rück¬ 
sicht auf die grundgesetzliche Garantie einer freien Wissenschaft die Rechtsfigur 
der Körperschaft des öffentlichen Rechts entspricht. Die Tatsache, daß die Hoch¬ 
schulen innerhalb der deutschen Universitätstradition staatliche und nicht private 
Veranstaltungen sind und daher in den akademischen Verfassungen wie im staat¬ 
lichen Recht als Einrichtungen des Staates bzw. des Landes bezeichnet werden, 
berechtigt nicht zu der Annahme, daß die Hochschulen den Charakter einer rechts¬ 
fähigen Anstalt des öffentlichen Rechts haben. Diese Annahme, die oft auf § 1 II 12 
ALR gestützt wird, verkennt einerseits, daß die Bezeichnung der Universität als einer 
Veranstaltung des Staates im Preußischen Allgemeinen Landrecht lediglich die Uni¬ 
versalität des staatlichen Wirkungskreises etwa gegenüber den Ansprüchen der Kirche 
betont, nicht dagegen eine Anstalt im Sinne der späteren Verwaltungsrechtslehre 
meint. Die These vom Anstaltscharakter der Hochschule widerstreitet andererseits 
auch dem Auftrag des Grundgesetzes an die staatlichen Organe, dem Grundrecht der 
Wissenschaftsfreiheit zu seiner institutionellen Verwirklichung zu verhelfen. 
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(9) Die Hochschule hat als Körperschaft des öffentlichen Rechts ein umfassendes 
Recht auf Selbstverwaltung. Die Einlösung dieses Rechtstitels erfordert auf der 
einen Seite die organisatorische Trennung von der Staatsverwaltung, und auf der 
anderen Seite eine effektive Einrichtung der Hochschulverwaltung. Beides wird unter 
der Bedingung institutioneller und struktureller Verbesserungen der gegenwärtigen 
Hochschulorganisation gewährleistet durch eine Einheitsverwaltung aller akademi¬ 
schen, wirtschaftlichen und personellen Angelegenheiten. Ihre Wirksamkeit ist grund¬ 
sätzlich davon abhängig, daß der Hochschule mit Rücksicht auf den nur frei voll¬ 
ziehbaren Prozeß wissenschaftlicher Erkenntnis ein Maß an Selbstbestimmung bei 
der Organisation ihrer Angelegenheiten eingeräumt wird, das den Staat auf die 
Grundsatzentscheidung über die Finanzausstattung der Hochschule und die staatliche 
Verwaltung auf die Rechtsaufsicht beschränkt. In diesem Sinne ist die Autonomie der 
Hochschule eine unverzichtbare Bedingung der gesamten wissenschaftlichen Arbeit, 
die in ihr geleistet werden soll. 

(10) Das Selbstverwaltungsrecht der Hochschule üben alle Mitglieder der Körper¬ 
schaft prinzipiell gleichberechtigt und unbeschränkt aus. Das heißt: Die Angelegen¬ 
heiten der Hochschule als einer Körperschaft der Lehrenden und Lernenden fallen 
grundsätzlich in die Beratungs- und Entscheidungskompetenz aller ihrer Mitglieder. 
Die Verwirklichung der konkreten mitgliedschaftlichen Rechte erfordert einerseits ihre 
Ablösung von der beamtenrechtlichen Stellung der durch staatlichen Verwaltungsakt 
ernannten Hochschullehrer und andererseits die zweckmäßige Mitbestimmung der 
Studenten, die nicht als Teilkörperschaft isoliert und in die Rolle von Anstaltsbe¬ 
nutzern zurückgedrängt werden sollten. Beides wird gewährleistet durch eine grup¬ 
penparitätische Besetzung der Grund- und Wahlorgane und durch eine dem unter¬ 
schiedlichen Zweck der Mitgliedschaft entsprechende Zusammensetzung der Ent¬ 
scheidungsorgane. Die Arbeit aller Organe muß sich daran orientieren, daß den Mit¬ 
gliedern der Hochschule ein Maß an Selbständigkeit in Forschung, Lehre und 
Studium gewährt wird und bewahrt bleibt, das ihr gleichrangiges Verhältnis zum 
Korporationszweck sichert, die wissenschaftliche Kommunikation erweitert und Ab¬ 
hängigkeitsverhältnisse auf die Dominanz des Sachverstandes beschränkt. In diesem 
Sinne ist „Demokratisierung“ der Hochschule eine unerläßliche Voraussetzung der 
gemeinsamen wissenschaftlichen Arbeit, die in ihr geleistet werden soll. 
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Zur Stellung der Hochschule im Bildungswesen 


Grundsätze der Bildungsreform 

(11) Die Hochschule bedarf zur Erfüllung ihrer Aufgaben einer sinnvollen Integration 
in das allgemeine Bildungswesen; sie muß mit den ihr vorangehenden und sie vor¬ 
bereitenden Schulen einerseits (19—22), mit den ihr Werk fortsetzenden Institutionen 
der Fort- und Weiterbildung (28, 29) andererseits eng verbunden sein. 

(12) Eine solche Integration wird nur gewährleistet, wenn bestimmte Ziele als allge¬ 
mein, d. h. für alle Bildungsinstitutionen gültig und sie miteinander verbindend ge¬ 
setzt werden können. Die Vorstellung, daß Gymnasium, Realschule und VoIks-(Haupt-) 
schule jeweils eigene Bildungsziele verfolgen, ist damit unvereinbar. 

(13) Der früher auf dieses Anliegen antwortende Begriff der „Bildung“, der in 
langer Tradition und vielfältiger Diskussion undeutlich geworden ist und zudem durch 
einen latenten Gegensatz zu „Ausbildung“ immer wieder in unfruchtbare Streitig¬ 
keiten hineinführt, ist für die Bestimmung der allgemeinen Lernziele nicht mehr ohne 
eine genaue Definition verwendbar. Auf eine solche Definition wird hier verzichtet; 
stattdessen sollen Lernziele durch die angestrebten Verhaltensformen definiert 
werden. 

(14) Im Zentrum steht, alle anderen Lernziele bestimmend, das Ziel wissenschaftlichen 
Verhaltens in allen Bereichen. (Die allgemeinen Lernziele hinsichtlich der einzelnen 
Bereiche von Politik, Geschichte, Kunst, Technik u. ä. werden hier nicht behandelt.) 
Wissenschaftliches Verhalten ist im besonderen durch folgende Merkmale gekenn¬ 
zeichnet, die je nach Gesichtspunkt verschieden geordnet werden können: 

— Reflexion auf Voraussetzungen und Ziele, auf gesellschaftliche Implikationen und 
auf die praktische Anwendung des Gelernten: Vermittlung von Theorie und 
Praxis, gesellschaftliche Bedeutung und wissenschaftlicher Zweck. 

— Fragehaltung: Motivation zu ständig erneuertem Nachforschen und Befragen. 

— Kreativität: Offenheit für und Streben nach Veränderungen, nach neuen Begriffen 
und Einsichten; Variieren und Überschreiten der erreichten Positionen; schöpferi¬ 
sche Tätigkeit. 

— Beherrschung von Methoden und gleichzeitig methodenkritisches Bewußtsein, das 
sich auf die Zugänge zu bestimmten Gegenständen bzw. Bereichen, auf die Zu¬ 
verlässigkeit und die Grenzen der Methoden, auf die Kriterien für die Stringenz 
von Beweisen und für die Aussagekraft von Datensammlungen erstreckt. 

— Kontrolle und Kritik: Offenlegung der Fragestellungen und Interessen, des „Vor¬ 
verständnisses“, der Methoden, Quellen bzw. Daten; ständige Überprüfung; Offen¬ 
heit für Gegeninstanzen; Einsicht in die möglichen Argumentationszusammen¬ 
hänge. 
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— Kommunikation: Fähigkeit zu angemessener sprachlicher oder symbolischer Dar¬ 
stellung, zur Unterscheidung von Aussage, Schlußfolgerung und Werturteil; kriti¬ 
sches Sprachbewußtsein; Bereitschaft und Fähigkeit zur Diskussion. 

— Kooperation: Team-Work, Gruppenarbeit auch im überfachlichen Zusammen¬ 
schluß; Einsicht in die Grenzen des eigenen Wissens einerseits, in die Verfahren, 
die Dynamik und die Grenzen von Gruppenarbeit andererseits. 

— Ökonomie: Arbeitstechnik, -einteilung, -disziplin, -Strategie. 

— Spezifische Kenntnisse und Fertigkeiten, deren Kanon nur im einzelnen Fach 
festgesetzt werden kann. 

— Mut zum erklärten Dilettantismus: informed guesses, Hypothesen auf der Grund¬ 
lage begrenzter Information, Vermeidung von „Fachidiotentum“. 

(15) Die Aneignung dieser Verhaltensformen ist das allgemeine Ziel der Lernprozesse 
auf allen Stufen des Bildungswesens. Das bedeutet, daß sie von Anfang an geübt 
werden müssen und nicht erst nach Erreichung einer durch Stoff- und Methoden¬ 
kanon definierten Ausbildungsstufe eröffnet werden sollen. Die Modifikationen, die 
mit Rücksicht auf die verschiedenen Stufen im Entwicklungs- und Bildungsprozeß not¬ 
wendig sind, dürfen daher nicht auf ein Nacheinander von rezeptivem Lernen und 
eigenem, produktivem Forschen hinauslaufen, sondern sind lediglich aus der unter¬ 
schiedlichen Schwierigkeit bzw. Transparenz der Inhalte (Gegenstände und Methoden) 
zu entwickeln, die durch eine didaktische Analyse ermittelt werden muß. 

(16) Der freie Zugang zu jeder der Institutionen, die neben spezifischen Kenntnissen 
und Fertigkeiten die oben benannten wissenschaftlichen Verhaltensformen vermitteln 
sollen, muß Jedem jungen Menschen ohne Rücksicht auf Herkunft, wirtschaftliche 
Lage, Rasse, Weltanschauung oder religiöses Bekenntnis offenstehen, sofern er fähig 
ist, dieses Recht wahrzunehmen; er hat Anspruch darauf, daß diese Fähigkeit so 
weit als möglich gefördert wird. Aus den genannten Merkmalen folgt, daß durch eine 
Gliederung des Schulsystems, die daneben anderen Rücksichten Raum gibt, niemand 
in die Minderheit versetzt oder in Nachteil gebracht werden darf. 

(17) Dieses Recht muß durch öffentliche Bildungseinrichtungen gesichert werden, die 
mindestens folgenden Prinzipien genügen müssen: 

a) Der Gesichtspunkt der Förderung hat vor allen anderen, besonders dem der 
Selektion, den Vorrang. 

b) Auf allen Ebenen von der Gesamtschule an muß der Lernende die Möglichkeit 
haben, Gegenstände und Ausbildungsstufen nach seiner Begabung und Inter¬ 
essenrichtung zu wählen (21). 

c) Im Falle eines Konflikts zwischen seiner Wahl und den Empfehlungen seiner 
Lehrer einerseits und den Wünschen der Eltern andererseits müssen ihm Stipen¬ 
dien finanzielle Unabhängigkeit verschaffen. 

d) Der Lernende muß seine Entscheidungen in gewissen Abständen revidieren kön¬ 
nen, d. h. die Institutionen müssen gegenseitig durchlässig und der Unterricht 
auch in speziellen Kursen auf die allgemeinen wissenschaftlichen Verfahren der 
betreffenden Wissensgebiete ausgerichtet sein. 

e) Alle Bildung verlangt nach Fortbildung. 

(18) Die Realisierung dieser Ziele erfordert die Organisation des Bildungswesens in 
der Form von Gesamtschulen und Gesamthochschulen, für die wir den folgenden, die 
jüngsten Beiträge der öffentlichen Diskussion (besonders den Eversplan) aufnehmen¬ 
den Vorschlag machen. 
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Der Aufbau der Gesamtschule 


(19) Vorschulische Erziehung (5. und 6. Lebensjahr). In ihr müssen die auf dieser 
Stufe schon möglichen und sinnvollen Lernprozesse besonders auf dem Gebiet der 
Sprache und bestimmter sensumotorischer Fähigkeiten bewußt in Gang gesetzt 
werden; das Initiativrecht für die betreffenden Einrichtungen gebührt dem Staat. 
Durch ihr soziokulturelles Milieu benachteiligte Kinder sind besonders zu fördern. 
Diese Stufe muß so konsequent und attraktiv ausgebaut werden, daß eine Vorziehung 
der gesetzlichen Schulpflicht sich erübrigt. 

(20) Grundschule (7. bis 10. Lebensjahr). Sie hat aufgrund der vorangegangenen vor¬ 
schulischen Erziehung ihre Lehrpläne neu aufzustellen. Sie muß so ausgestattet sein, 
daß sie sich der individuellen Förderung der Kinder widmen kann, ohne daß auf 
dieser Stufe schon eine organisatorische Differenzierung des Lehrangebots statt¬ 
fände. 

(21) Sekundarschule (11. bis 16. Lebensjahr). Sie ist als integrierte Gesamtschule 
einzurichten: Ihre Schüler haben wenige allgemeine Fächer gemeinsam, die daraufhin 
neu zu konzipieren sind (z. B. „Politik“, „Sprache“, „Naturwissenschaft“, „Mathe¬ 
matik“); sie müssen eine Fremdsprache nach Wahl lernen und können im übrigen 
aufgrund ihrer Neigung und Begabungsrichtung unter sorgfältiger Beratung ein spe¬ 
zielles Fach bzw. eine Fachrichtung aus einem reichgegliederten Angebot (also nicht 
nur den herkömmlichen Schulfächern) auswählen. Alle Inhalte werden in Kursen 
angeboten, deren Länge ein halbes Schuljahr nicht überschreiten darf und die nach 
dem Baukastenprinzip zusammengesetzt werden können; Untergruppierungen sollten 
in erster Linie nach ihren Inhalten, erst in zweiter Linie nach den Leistungen diffe¬ 
renziert werden. Jeder erfolgreiche Kursabschluß ermöglicht eine neue Wahl; die 
Abgangsprüfung wird durch eine Summe von Kursabschlüssen (kumulative Prüfung) 
erbracht, die insgesamt zu einem Zeugnis sowohl über die Fächerrichtung wie über 
den Leistungsstand zusammengefaßt werden. Mit einem solchen Modell ist eine 
bloß organisatorische Vereinigung der herkömmlichen Schulzweige unter einem Dach 
oder eine bloß nach Leistungsgruppen (streams) unterteilte Schule ausdrücklich ver¬ 
worfen; Jahrgangsklassen und Gesamtversetzungen sind aufgehoben. 

(22) Kollegstufe (17. und 18. Lebensjahr). Auf ihr besuchen die Schüler je nach Quali¬ 
fikation und Neigung hochschulbezogene oder berufsbezogene Kurse. Die hoch- 
schulbezogenen Kurse rücken bei Beibehaltung des Nebeneinanders von Spezial¬ 
und Allgemeinfächern die wissenschaftlichen Disziplinen in den Vordergrund. Die 
Absolventen können je nach Qualifikation auf die Hochschule oder mit Zusatzkursen 
auf die Fachschule des Kollegs übergehen. Die ebenfalls zwei Jahre umfassen¬ 
den berufsbezogenen Kurse haben die Aufgabe, die teils nutzlose, teils unkontrollierte 
Kombination von Lehre und Berufsschule durch eine vom Kolleg aus wissenschaft¬ 
lich vorbereitete, begleitete und ausgewertete Praxis in den Grundberufen zu er¬ 
setzen. Die Abschlußzertifikate gelten in Verbindung mit einem weiteren praktischen 
Jahr als Gesellen- bzw. Facharbeiterprüfung. Sie berechtigen andererseits bei guten 
Ergebnissen auch zum Besuch der zweijährigen Fachschulstufe des Kollegs. Diese 
kann zum größeren Teil die Aufgaben der heutigen Technika (HTL), Wirtschaftsfach¬ 
schulen, Handelsschulen, Sozialarbeiterseminare, Laborantenschulen etc. überneh¬ 
men, soweit sie nicht in bestimmten ausgebauten Lehrgängen in die Gesamthoch¬ 
schule einbezogen werden sollen. Für den Übergang in die entsprechenden Berufe 
wird ein Zertifikat verliehen. Durch Absolvierung zusätzlicher Kurse (Brücken¬ 
kurse) in der hochschulbezogenen Abteilung ermöglicht die Fachschulstufe auch das 
Studium in der Gesamthochschule. 
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Der Aufbau der Gesamthochschule 

(23) Erste Phase: Das Studium innerhalb der Gesamthochschule, das sich in vier 
Phasen gliedert, setzt zunächst den Kollegstil fort und ist dabei dem Abschluß der 
Orientierungsphase sowie der Konzentration auf das gewählte Fach gewidmet. Der 
Student richtet sich nach einem didaktisch fundierten und transparent gemachten 
Curriculum, das die Felder absteckt, in denen er beim Abschluß der ersten Phase 
Leistungen nachweisen muß; innerhalb der Felder sollen, soweit vom Fach aus 
möglich, mehrere Wahlmöglichkeiten offenstehen. Je genauer die einzelnen Studien¬ 
gänge geordnet werden, desto wichtiger ist es, daß wissenschaftstheoretische 
und methodologische Veranstaltungen sowie kritische Diskussionen schon in der 
Anfangsphase verankert werden. Am Eingang wie am Ende dieser Phase ist Studien¬ 
beratung obligatorisch. Wer nach der ersten Phase das Studium abschließen will, 
kann im dritten Jahr berufsbezogene Kurse besuchen und erhält ein Abschluß¬ 
zertifikat oder einen akademischen Grad. 

(24) Zweite Phase: Das Hauptstudium dauert in der Regel zwei Jahre, berücksich¬ 
tigt aber auch andere Fristen für bestimmte Fächer. Es ist durch größere Vielfalt 
möglicher Wege und Umwege gekennzeichnet, unter denen der Student nach seinem 
Interesse oder im Hinblick auf eines der möglichen, allgemein anerkannten Ab¬ 
schlußzertifikate frei auswählen kann. Diese Abschlußzertifikate (Diplome) werden 
von der Universität erteilt und berechtigen zum Übergang in die entsprechenden 
Berufe; sie werden nach Wahl des Kandidaten erlangt durch Vorlage der jeweils als 
Minimum geforderten Scheine bzw. Abschlüsse (kumulative Prüfung) oder durch 
eine punktuelle Prüfung. Sie geben differenziert über die Stationen und die Spezial¬ 
gebiete seines Studiums Auskunft. Die einstellenden Institutionen einschließlich des 
Staates können bestimmte Typen von Abschlußzertifikaten als Eingangsqualifikation 
fordern bzw. die in Zusammenarbeit mit der Hochschuldidaktik entwickelten Curricula 
benennen, welche die Absolventen durchlaufen haben sollten. Abgesehen davon 
berechtigt das Diplom bei Erreichung bestimmter, jeweils festzusetzender Qualifika¬ 
tionen zum Übergang in das Aufbaustudium; ob dazu eine längere wissenschaftliche 
Arbeit gehört (Diplomarbeit), ist jeweils hochschuldidaktisch zu prüfen. 

(25) Dritte Phase: Das Aufbaustudium ermöglicht die Vertiefung und Erweiterung des 
bisherigen Studiums, die verstärkte Mitarbeit an der Forschung und das Hinein¬ 
wachsen in die Lehre. Es wird im allgemeinen durch ein reines Promotionsstipen¬ 
dium oder durch eine Anstellung als wissenschaftlicher Mitarbeiter in Forschung oder 
Lehre zu Bedingungen finanziert, die genügend Zeit für die eigene Arbeit lassen. 

(26) Folgende Impiikationen des Modells sind hervorzuheben: 

a) In allen Phasen des Studiums an der Gesamthochschule und in einigen Kursen 
der Fachschulstufe unterrichten Mitglieder des gesamten Lehrkörpers der Hoch¬ 
schule nach den Dispositionen der Fachbereiche; grundsätzlich ist auch die 
Fluktuation zwischen Lehrern der Gesamtschule und Lehrenden der Gesamt¬ 
hochschule zu wünschen. 

b) Es gibt im Gesamthochschulbereich keine von vornherein getrennten Kurz- und 
Langzeitstudiengänge. Bis zum Beginn des dritten Studienjahres sind die Curri¬ 
cula für alle Studenten der Fachrichtung im Prinzip gemeinsam. Die Länge wie 
die Differenzierung des Hauptstudiums richtet sich jeweils nach den erstrebten 
Abschlußzeugnissen bzw. den dafür vorgeschlagenen Curricula. 

c) Es gibt keine obligatorische Studienzeitbegrenzung. Die obligatorische Studien¬ 
beratung, die in den Curricula enthaltene Information, die begleitende Erfolgs¬ 
kontrolle und die zahlreichen Möglichkeiten zur Revision von Fehlentscheidungen, 
der Abbau der Prüfungsangst durch Wegfall der Zwischenprüfung und kumulative 
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anstelle der punktuellen Prüfung sowie die Öffnung der Studienwege auf früher 
zugängliche Abschlüsse hin dürften die jetzt zu beobachtende Studienzeitver¬ 
längerung abbauen, weil sie ihre festgestellten Ursachen beseitigen. 

d) Abschlußzertifikate, die auf relativ kurzen Studiengängen beruhen, setzen eine 
funktionierende Institutionalisierung der Fort- und Weiterbildung voraus. 

e) Die Ausbildung der Lehrer für die Sekundarschule ist gemeinsam. Größere 
Qualifikation durch Studium, Praxis oder Fortbildung sollte durch Gehaltszu¬ 
schläge und eventuell durch Betrauung mit gewissen Ämtern, nicht durch den 
Übergang in eine andere Klasse von Lehrern honoriert werden. Lehrer auf der 
Kollegstufe sollten ein Aufbaustudium oder besondere Leistungen in der Praxis 
nachgewiesen haben. 

f) Die Fortbildung der Hochschullehrer in hochschuldidaktischer und hochschul- 
methodischer Hinsicht setzt die Einrichtung von ordentlichen Lehrstühlen für 
Hochschuldidaktik in allen Fächern bzw. Fachgruppen und die Gründung von 
wissenschaftsdidaktischen Instituten an möglichst vielen Universitäten voraus (99). 

(27) Die jetzt bestehenden Einrichtungen zur Vorbereitung des Laufbahnexamens im 
Staatsdienst (Referendarien) dürfen nicht, wie so oft bisher, der Verdrängung einer 
„nutzlosen“ Theorie durch eine „bewährte“ Praxis dienen. Es sind z. B. Studien-, 
Richter- und Verwaltungsseminare einzurichten, die neben praktischer Tätigkeit in 
angeschlossenen Instituten theoretische Kurse (z. B. Erziehungswissenschaft, Psycho¬ 
logie, Soziologie oder Ökonomie) anbieten müssen, an denen neben Praktikern 
speziell ausgebildete Wissenschaftler lehren. Diese Seminare sind daher zweck¬ 
mäßig mit der Universität und den Fortbildungseinrichtungen zu verbinden. Dem 
außeruniversitären Berufsbereich wird empfohlen, ebenso wie im Staatsdienst be¬ 
rufseinführende Seminare in Zusammenarbeit mit der Universität einzurichten. 

(28) Vierte Phase: Im Rahmen der Hochschule müssen öffentliche Einrichtungen ge¬ 
schaffen werden, die ein Fortbildungs- oder Kontaktstudium ermöglichen. Jeder, der 
ein wissenschaftliches Studium absolviert hat, soll die Möglichkeit haben, in Ab¬ 
ständen von drei bis fünf Jahren Kurse zu besuchen, die ihn mit der neuesten Ent¬ 
wicklung in seinem Fach oder in seinem Berufsfeld vertraut machen („Fortbildung“). 
Entsprechendes gilt für die Absolventen der Kollegstufe. Im Staatsdienst besteht ein 
rechtlicher Anspruch auf bezahlte Beurlaubung zu solchen Kursen. Programm und 
Personal werden in Zusammenarbeit mit der Hochschuldidaktik vom zuständigen 
Fachbereich gestellt. Die Organisation solcher Kurse sowie die vorbereitende Infor¬ 
mation, eventuell durch Fernstudium, übernimmt ein besonderes „Institut für Kontakt- 
und Fernstudium“ auf der Zentralebene der Hochschule. Die Angebote richten sich 
nach den Schwerpunktbereichen der jeweiligen Hochschule. 

(29) Abgesehen von der Fortbildung ist für Absolventen der Kollegstufe wie der 
Gesamthochschule ein Rückkehrstudium zum Erwerb weiterer Qualifikationen im Be¬ 
reich der zweiten und dritten Phase, unter Umständen gleichfalls in Verbindung mit 
einem Fernstudium, zu gewährleisten („Weiterbildung“) und durch bezahlte Beurlau¬ 
bung zu sichern, wenn die Leistungen im jeweils vorbereitenden Fern- und Hoch¬ 
schulstudium und die Beurteilung durch die Hochschule dies als berechtigt erschei¬ 
nen lassen. Für Beschäftigte im nichtstaatlichen Bereich sind bei entsprechenden 
Voraussetzungen Stipendien des Staates, der wirtschaftlichen Verbände oder anderer 
Institutionen vorzusehen. 

(30) Für alle Bereiche der Fort- und Weiterbildung kommt einer systematisch ange¬ 
legten Erwachsenenbildung durch die Massenmedien, das Fernstudium und Semi¬ 
nare große Bedeutung zu; diese Wege sind soweit sinnvoll, mit den Einrichtungen 
der Hochschule zu koordinieren. 
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Schulpflicht Beruf 





Zur Neuordnung der Hochschulorganisation 


Erfordernisse der Neuordnung 

(31) Die grundgesetzlich verbürgte Freiheit der Wissenschaft und der Begriff der 
Wissenschaft selbst erfordern für die Hochschule, in der Wissenschaft im umfassenden 
Sinne betrieben wird, eine rechtliche und organisatorische Unabhängigkeit vom Staat. 
Die Hochschule ist daher juristische Person mit dem Recht der Selbstverwaltung. 
Dieser unterliegen alle für die Wissenschaft und ihre Organisation wesentlichen 
Entscheidungen. Das bedeutet, daß im Gegensatz zur heutigen Praxis die Wirt¬ 
schafts- und Personalangelegenheiten nicht mehr von einer staatlichen oder quasi¬ 
staatlichen Verwaltung innerhalb der Hochschule zu besorgen sind; sie werden viel¬ 
mehr mit den traditionellen akademischen Angelegenheiten von der Hochschule in 
einer Einheitsverwaltung wahrgenommen. 

(32) Der Staat führt die Rechtsaufsicht über die Körperschaft Hochschule. Er ist 
verpflichtet, der Hochschule eine für ihre Aufgaben hinreichende Finanzausstattung 
zu gewähren; sie wird global zugewiesen. Die Hochschule ihrerseits ist verpflichtet, 
zusammen mit den anderen Hochschulen des Landes ihre Finanzanforderungen vor 
den politischen Instanzen zu vertreten. 

(33) Die damit der Hochschule zukommenden umfassenden Kompetenzen erfordern 
eine handlungs- und leistungsfähige Selbstverwaltung, die bisher nicht gegeben ist. 
Die Schwäche der traditionellen Hochschulverwaltung liegt im wesentlichen darin, 

a) daß ein Dualismus von Selbstverwaltung und Staats- bzw. Auftragsverwaltung 
besteht; 

b) daß der Verwaltungsstab unzureichend ist, insbesondere auf der Fakultätsebene; 

c) daß am Kollegialprinzip alten Stils unkritisch festgehalten wird, obwohl es auch 
durch die systemwidrige Ausschaltung der Nichtordinarien nicht mehr vor der 
Auflösung bewahrt werden kann; 

d) daß die Hochschule durch staatsunmittelbare Institute und durch ein übersteiger¬ 
tes Fakultätsdenken partikularistisch aufgesplittert ist. 

Diese Mängel haben zu einer nicht unerheblichen Schwächung der Zentralinstanz 
geführt. 

(34) Demgegenüber wird die Leistungsfähigkeit der Selbstverwaltung durch ein 
einfaches und durchsichtiges System von Entscheidungsinstanzen und eine Reduzierung 
der Verwaltungsebenen auf zwei Stufen garantiert. Die Zentralinstanz und die Ein¬ 
heiten der Grundebene haben beide ein starkes, auf längere Zeit bestelltes mono¬ 
kratisches Exekutivorgan, ein handlungsfähiges kollegiales Entscheidungsorgan, in 
dem es keine geborenen Mitglieder mehr gibt, und ein größeres kollegiales Wahl- 
und Grundorgan. Die einzigen Selbstverwaltungseinheiten der Grundebene sind zu- 
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künftig die Fachbereiche. Damit entfallen die Fakultäten alten Stils, die bis jetzt 
in der Regel der Körperschaft Hochschule nicht verantwortlichen Institute sowie die 
Lehrstühle als Verwaltungseinheiten. Die jetzigen Fakultäten sind in Fachbereiche 
aufzuteilen oder, falls ihre überschaubare Größe es erlaubt, als Fachbereiche zu 
übernehmen. 

(35) Die Fachbereiche haben in aller Regel gemeinsame Lehr- und Forschungs¬ 
kommissionen zu bilden, damit das notwendige Lehrangebot, die optimale Lehr¬ 
gestaltung und die Erprobung neuer Pläne einerseits und eine verstärkte interdiszi¬ 
plinäre Zusammenarbeit in der Forschung andererseits gewährleistet werden. Die 
Lehr- und Forschungskommissionen der Fachbereiche haben mit dem Lehrausschuß 
und dem Forschungsausschuß des Senats zusammenzuarbeiten, die für die Gesamt¬ 
koordination von Lehre und Forschung und für interuniversitäre Forschungsaufgaben 
zuständig sind. 

(36) Die notwendige Freiheit aller am Wissenschaftsprozeß Beteiligten einschließ¬ 
lich der Studenten erfordert ihre möglichst umfassende Beteiligung an der Selbst¬ 
verwaltung der Hochschule. Sie wird dadurch gewährleistet, daß die vier voneinander 
unterscheidbaren Personengruppen, die Professoren, die Assistenzprofessoren, die 
Graduierten und die Studenten, in den Wahl- und Grundorganen der Zentralebene 
und der Fachbereiche gruppenparitätisch vertreten sind. Dafür entfällt grundsätzlich 
ein Anspruch auf Parität in den Entscheidungsorganen und Ausschüssen bzw. Kom¬ 
missionen. Eine durchgehende Versäulung der Hochschule in nach Gruppen getrennte 
Körperschaften wird durch diese Konstruktion überflüssig. Nur für die Wahl in die 
Fachbereichsversammlungen gilt, daß die Vertreter von den einzelnen Gruppen 
gewählt werden; im übrigen wählen alle Mitglieder eines Wahlgremiums alle Kandi¬ 
daten, gleich welcher Personengruppe sie angehören sollen, gemeinsam. Der Einfluß 
der Fachbereiche auf die Zentralinstanz wird dadurch gemindert, daß die Dekane 
nicht mehr geborene Mitglieder der Organe der Zentralinstanz sind. 

Grundsätze der Hochschulorganisation 

(37) Die Hochschule ist eine rechtsfähige Körperschaft mit dem Recht der Selbst¬ 
verwaltung; ihre Willensbildung erfolgt durch die Mitglieder. Mitglieder sind: die 
Professoren, die Assistenzprofessoren, die Graduierten, die Studenten. 

(38) In die Kompetenz der Hochschule und damit ihrer Organe fallen alle zur Er¬ 
füllung ihrer Aufgabe, Wissenschaft in einem umfassenden Sinne zu betreiben, not¬ 
wendigen Entscheidungen. Der Selbstverwaltung unterliegen daher nicht nur die 
„akademischen Angelegenheiten“, sondern auch die Wirtschafts- und Personalange¬ 
legenheiten. Es besteht eine Einheitsverwaltung. 

(39) Der Haushalt der Hochschule wird von der Zentralinstanz beschlossen. Ein 
Hochschulkuratorium des Landes, dem Vertreter aller Landeshochschulen auf der 
einen Seite und der Ministerpräsident, der Kultusminister, der Finanzminister bzw. 
ihre Staatssekretäre sowie Kultur- und Haushaltsexperten des Landtages auf der 
anderen Seite im Verhältnis 1:1 angehören, berät die Haushalte der Hochschulen 
und vertritt sie vor dem Landtag. 

(40) Die Selbstverwaltung der Hochschule wird auf zwei Ebenen wahrgenommen: auf 
der Zentralebene und auf der Grundebene. Die Fakultäten alten Stils, die Institute 
und die Lehrstühle entfallen als Verwaltungseinheiten. 

(41) Die Zentralinstanz ist für alle die gesamte Hochschule betreffenden Fragen zu¬ 
ständig. Sie fördert die Koordination zwischen den Einheiten der Grundebene 
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unter Berücksichtigung der interuniversitären Forschung und schafft die Vor¬ 
aussetzungen für interdisziplinäre, über die Einheiten der Grundebene hinausgehende 
Forschung, Lehre und Ausbildung. Zu diesem Zweck verfügt sie insbesondere über 
hinreichende mobile Finanzmittel und Personalstellen. 

(42) Die originären Selbstverwaltungseinheiten der Grundebene sind die Fachbe¬ 
reiche. Sie sollen so gebildet werden, daß möglichst eine einheitliche Organisation 
von Forschung und Ausbildung in einer oder in benachbarten Fachrichtungen ge¬ 
währleistet ist, die Nähe der in ihnen vereinigten Forschungsgebiete einen fruchtbaren 
Austausch ermöglicht und die Finanzkompetenz sachgemäß ausgeübt werden kann. 
Falls die Effektivität der Selbstverwaltung, ihre Kontrolle durch die Organe des 
Fachbereichs oder der wissenschaftliche Kontakt innerhalb des Fachbereichs nicht 
mehr gewährleistet sind oder die Ausbildung unnötig erschwert wird, sind Fach¬ 
bereiche zu teilen oder zusammenzulegen. Über die Gliederung der Hochschule in 
Fachbereiche und ihre Änderung beschließt die Zentralinstanz; das Verfahren ist in 
der Hochschulverfassung zu regeln. 

(43) Die Zentralinstanz und die Einheiten der Grundebene sind dreistufig organisiert. 
Sie haben ein monokratisches Exekutivorgan, ein kollegiales Entscheidungsorgan und 
ein größeres kollegiales Wahl- und Grundorgan. Die Ausschüsse sind dem Entschei¬ 
dungsorgan zugeordnet. 

(44) Die Personengruppen bilden keine Teilkörperschaften. Sie sind, soweit nötig, 
zu organisieren, damit sie ihre Interessen gegenüber den Organen der Hochschule 
vertreten können. 

(45) In den Grund- und Wahlorganen der Hochschule sind die Mitglieder der vier 
Gruppen paritätisch vertreten. Die Besetzung des Wahl- und Grundorgans der Zen¬ 
tralinstanz erfolgt über die Einheiten der Grundebene (56). Die Exekutivorgane sowie 
die Mitglieder der Entscheidungsorgane und der Ausschüsse werden von allen Mit¬ 
gliedern des zuständigen Wahl- und Grundorgans gemeinsam gewählt (36). 

(46) Alle Funktionsträger können von den Wahlorganen mit qualifizierter Mehrheit 
abberufen werden. Wiederwahl ist grundsätzlich möglich. Die Kollegialorgane sollen 
nach dem rollierenden System besetzt werden, damit die personelle Kontinuität ge¬ 
wahrt bleibt. 

(47) Rektor, Prorektoren und Dekane sind hauptamtlich tätig und erhalten eine 
Aufwandsentschädigung. Nach dem Ausscheiden aus ihrem Amt können sie für ein 
bis zwei Jahre von Verwaltungs- und Lehraufgaben befreit werden. 

(48) Alle freien Stellen für Professoren und Assistenzprofessoren werden grund¬ 
sätzlich ausgeschrieben. 

Die Organisation der Grundebene 

(49) Die Fachbereiche haben drei Organe: den Dekan als Exekutivorgan, den Fach¬ 
bereichsrat als Entscheidungsorgan und die Fachbereichsversammlung als Wahl- und 
Grundorgan. 

(50) Die Fachbereichsversammlung besteht aus allen Professoren, Assistenzprofesso¬ 
ren und Graduierten sowie einer angemessenen Anzahl von Studenten, die von den 
im Fachbereich eingeschriebenen Studenten auf ein Jahr gewählt werden. Studiert 
jemand in mehreren Fachbereichen, so hat er aktives Wahlrecht für alle betreffenden 
Fachbereichsversammlungen (z. B. im Gebiet der Medizin oder der Ingenieurwissen- 


23 



schaft). Passives Wahlrecht kann nur in einer Fachbereichsversammlung ausgeübt 
werden. Die Kandidaten für die jeweiligen Fachbereichsversammlungen sind nach 
Sachgesichtspunkten aufzustellen. Stimmberechtigt in der Fachbereichsversammlung 
sind alle Professoren sowie je die gleiche Anzahl von Assistenzprofessoren, Gradu¬ 
ierten und Studenten. Ist in einem Fachbereich eine weitere Gruppe unmittelbar am 
Wissenschaftsvollzug beteiligt (z. B. technisches Personal), so ist eine angemes¬ 
sene Vertretung in der Fachbereichsversammlung sicherzustellen. Die Fachbereichs¬ 
versammlung wählt den Dekan und die Mitglieder des Fachbereichsrates; sie wählt 
bzw. nominiert die Vertreter des Fachbereichs für andere Organe. Sie übt das 
Satzungsrecht für den Fachbereich aus und erörtert den Bericht des Dekans über die 
Tätigkeit und die Strukturplanung des Fachbereichs. 

(51) Der Fachbereichsrat besteht aus fünf bis zehn Mitgliedern. Die Professoren 
und Assistenzprofessoren werden auf zwei Jahre gewählt, die Graduierten und 
Studenten auf ein Jahr. Den Vorsitz führt der Dekan. Der Fachbereichsrat entscheidet 
über alle Angelegenheiten des Fachbereichs, insbesondere über die Aufstellung des 
Haushaltsvoranschlags, die Verteilung der zugewiesenen Mittel und die Personal¬ 
fragen. Forschungsstipendien werden durch den Fachbereichsrat beantragt und ver¬ 
geben. Er schreibt die vakanten Stellen der Professoren und Assistenzprofessoren 
aus. Für die Besetzung bildet der Fachbereichsrat eine Kommission, in welche die 
Lehr- und Forschungskommissionen, an denen der Fachbereich beteiligt ist (53, 54), 
Mitglieder entsenden. Der Fachbereichsrat entscheidet zusammen mit der Kommis¬ 
sion über die Besetzung. 

(52) Der Dekan wird auf mindestens zwei Jahre gewählt. Er ist das Exekutivorgan 
des Fachbereichs und erledigt die laufenden Geschäfte in eigener Verantwortung. Ein 
Mitglied des Fachbereichsrates vertritt ihn. Er wird durch die nötige Anzahl von Sach¬ 
bearbeitern unterstützt. 

(53) Die Fachbereiche bilden allein oder in Zusammenarbeit untereinander Lehr¬ 
kommissionen, die zur Hälfte mit Studenten zu besetzen sind. Die Lehrkommissionen 
erstellen in Zusammenarbeit mit Wissenschaftsdidaktikern (99 a) und mit dem hoch- 
schuldidaktischen Institut (99 b) die Curricula für Studiengänge, organisieren das 
Lehrangebot und prüfen die Wirkungen der Lehre sowie die Kritik an Lehrveran¬ 
staltungen, um eine wirkungsvolle „Rückmeldung" zu gewährleisten (97). Der Lehr¬ 
ausschuß des Senats kann die Bildung oder Umbildung von Lehrkommissionen ver¬ 
anlassen. 

(54) Die Fachbereiche bilden in Zusammenarbeit mit dem Forschungsausschuß des 
Senats allein oder gemeinsam Forschungskommissionen. Der Forschungsausschuß 
des Senats kann die Fachbereiche zur Bildung solcher Forschungskommissionen 
anhalten. 

Die Organisation der Zentralebene 

(55) Auf der Zentralebene bestehen drei Organe: der Rektor als Exekutivorgan, der 
Senat als Entscheidungsorgan und der Konvent als Wahl- und Grundorgan. 

(56) Zu Mitgliedern des Konvents wählt jede Fachbereichsversammlung einen Pro¬ 
fessor, einen Assistenzprofessor, einen Graduierten und einen Studenten. Der 
Konvent wählt sich einen Vorsitzenden, der das Recht hat, an den Senatssitzungen 
teilzunehmen. Dem Konvent obliegt die Wahl des Rektors, der Prorektoren und der 
Mitglieder des Senats. Er erläßt und ändert die Hochschulverfassung und übt das 
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Satzungsrecht für die Zentralebene aus. Er genehmigt die Satzungen der Fachbe¬ 
reiche. Er erörtert den Bericht des Rektors. 

(57) Der Senat besteht aus dem Rektor als Vorsitzenden, den beiden Prorektoren 
und zwölf weiteren Mitgliedern. Die Professoren und Assistenzprofessoren werden 
auf zwei Jahre gewählt, die Graduierten und Studenten auf ein Jahr. Der Senat ist 
das Entscheidungsorgan der Zentralinstanz. Er bestimmt die Richtlinien der Hoch¬ 
schulverwaltung und sorgt für die Planung und Koordination der gesamten Hoch¬ 
schule. Er beschließt den Haushalt der Hochschule und beschickt das Hochschul¬ 
kuratorium des Landes. 

(58) Der Senat bestellt zwei Ständige Ausschüsse für Forschung und für Lehre, die 
fünf bis zehn Mitglieder haben sollen. Sie werden aus den von den Forschungs- 
bzw. Lehrkommissionen (53, 54) nominierten Kandidaten vom Senat gewählt. Im 
übrigen bestellt der Senat mindestens zwei weitere Ausschüsse für Haushalts-, 
Struktur-, Planungs- und Baufragen, Nachwuchsförderung, Soziales und internatio¬ 
nale Beziehungen. Die Vorsitzenden der Ausschüsse des Senats sollen grundsätzlich 
Mitglieder des Senats sein. Die Prorektoren sollen in mindestens einem Ausschuß 
den Vorsitz führen. Die Ausschüsse sind zur Zusammenarbeit verpflichtet. Der Rektor 
kann an ihren Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder der Ausschüsse werden je nach 
den Personengruppen auf zwei Jahre bzw. ein Jahr gewählt. 

(59) Der Rektor vertritt die Hochschule nach außen, er leitet die Verwaltung und er¬ 
ledigt die Geschäfte der laufenden Verwaltung in eigener Verantwortung. Er ist 
Vorsitzender des Senats und führt dessen Beschlüsse aus. Er ernennt die Professo¬ 
ren und Assistenzprofessoren. Er wird vom Konvent auf vier bis sechs Jahre ge¬ 
wählt und bedarf der Bestätigung durch die Landesregierung. Er muß nicht Professor 
oder Assistenzprofessor einer Hochschule sein. 

(60) Der Kanzler leitet nach Weisung des Rektors die Verwaltung der Hochschule. 
Er soll die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst haben. Er wird auf Vorschlag 
von Rektor und Senat durch die Landesregierung für die Dauer von acht bis zwölf 
Jahren ernannt; er ist Beamter. 


25 



Mitglieder 


Fachbereich 


Dekan 

(m it Sachbearbeiter) 
Amtsdauer: 2 Jahre 


Fxekütivorgan 


Fachbereichsrat 

Dekan( Vorsit^+A- 9 M itglieder 
Amtsdauer P,AP 2 Jahre; GR,ST 1 Jahr 


EntscheicJungs- 

organ 

Kontrolle des 
Dekans 


I Konventsmitglieder | 

I 1P, 1AF?1GR,1 ST I 

I_I 


j Mitgliederder 
| Lehrkommissionen | 


l Mitglieder der Fcr- | 
^ schungskommissionet*J 


Fachbereichsversammlung 



P 

AP 

GR 

ST 

stimm¬ 

berechtigt 

Anzahl: 

alle=x 

Anzahl. 

X 

Anzahl: 

X 

Anzahl: 

X 

teilnahme 

berechtigt 


Wahl ^ 

Anzahl: 

alle 

Wahl t 
Anzahl: 

alle 

Wahl | 
Anzahl 1 
mgsirefL 


[weitere 
[Gruppen 
\{i a techms 
| Personal) 


Wahl-und 
Satzungsorgan 
Kontrolle von 
Dekan und 
Fachbereichs- 
rat 


|a!!e ST dest alle Gruppenmitglieder 
[ Fachbereich s!des Fachbereichs 


26 










ZENT RA LINSTANZ 




Wahl 



Fachbereichsversammlungen 


EXEKUTIVORGAN 


ENTSCHEIDUNGS- 
ORGAN 
KONT ROLLE 
DES REKTORS 


WAHL-UND 
SATZUNGSORGAN 
KONTROLLE VON 
REKTOR UND 
SENAT 


27 










Koordination von Forschung und Lehre 
zwischen Zentral-und Grundebene 



Koordination ———— 

......!. J Senatsausschuß 

; i ■ für Forschung 

i ¥ ___ 


WaN durch Senat 


Koordination 

Senatsausschuß j.I 


für Lehre [ j ?■ • 

^ Vöhl durch Senat 


i- rz jn 

I Kandidaten * 

I_I 


Nominierung 


Kandidaten 


lehr- Forschungs- Forschungs- Lehr- I Forschungs- Lehr- 

1 kommission 3 kommission 6 kommission 4 kommission I 1 kormiission 7kommission 


V © © © © © 


Fach bere khsver sa mm l u ng 


28 













29 


Forschungsvorhaben 










































Zur Neugliederung des Lehrkörpers 


Erfordernisse der Neugliederung 

(61) Jede Neugliederung des Lehrkörpers, der grundsätzlich alle hauptamtlich an 
der Universität Forschenden und Lehrenden umfaßt, muß von der Unzuträglichkeit 
der überkommenen Situation ausgehen. Sie ist in den letzten Jahren eher ver¬ 
schlimmert als verbessert worden. Eine Neugliederung muß die Möglichkeiten freier 
Forschung und Lehre für alle Mitglieder des Lehrkörpers gleicherweise garantieren, 
damit das Angebot an Lehre vergrößert, Lehre und Forschung verbessert und die 
negativen menschlichen Auswirkungen langer Abhängigkeit und Unselbständigkeit 
verringert werden. Jede Neuordnung muß von der Einsicht ausgehen, daß die Lei¬ 
stungen in Forschung und Lehre in einem direkten Verhältnis zur Freiheit und Un¬ 
abhängigkeit der Personen stehen, die sie erbringen. Sie sind allein durch die Ver¬ 
pflichtung zu gegenseitiger Kooperation und Koordination gebunden. 

(62) Die bisherige Struktur des Lehrkörpers war dadurch gekennzeichnet, daß 
unterhalb der Ebene des Ordinarius je nach Bedarf neue Positionen geschaffen 
wurden. Stellung und Aufgaben des gesamten übrigen, in Forschung und Lehre 
tätigen wissenschaftlichen Personals waren auf die Position und Funktion des ordent¬ 
lichen öffentlichen Professors bezogen und konnten daher weder in ihrem Eigenwert 
bestimmt noch in ihren Anforderungen zureichend erfüllt werden. 

(63) Den Nichtordinarien wurde im allgemeinen nicht die notwendige Selbständig¬ 
keit und Ausstattung zur Wahrnehmung der ihnen übertragenen, sich ständig erwei¬ 
ternden und differenzierenden Aufgaben in Forschung und Lehre eingeräumt. Der 
hier und da bestehenden individuellen Unabhängigkeit folgte nicht die notwendige 
institutionelle Absicherung in Form einer durchgreifenden Veränderung ihrer bisheri¬ 
gen korporations- und dienstrechtlichen Stellung. Vor allem blieb ihnen eine reguläre 
Mitbestimmung in den Instituten und Kliniken versagt, obwohl sie zugestandener¬ 
maßen zumindest zur M/torganisation von Forschung und Lehre in ihrem Fachgebiet 
berechtigt und sogar verpflichtet waren. 

(64) Eine Tätigkeit im sogenannten Mittelbau (Akademische Räte, Kustoden, Obser¬ 
vatoren u. a.) war weder für den Einzelnen noch für die Institution eine befriedigende 
Lösung. Die Positionen des Mittelbaus wurden zur Bewältigung der wachsenden 
Aufgaben in Lehre, Forschung und Verwaltung geschaffen. Sie wurden zwar rechtlich 
gesichert, aber in finanzieller und korporativer Hinsicht und im Hinblick auf die 
Aufstiegschancen qualitativ vom alten Lehrkörper unterschieden bestimmt. Diese 
Dauerdisqualifizierung konnte nur damit begründet werden, daß eben die Ver- 
teilungs- und Verfügungsrechte des Lehrkörpers nicht prinzipiell geändert werden 
sollten. 

(65) Der Assistent verdankte seine Position in aller Regel der wissenschaftlichen und 
persönlichen Förderung sowie den fachlichen Interessen des Ordinarius. Die fehlende 
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Übersicht über den akademischen Stellenmarkt schränkte die Chancengleichheit des 
wissenschaftlichen Nachwuchses ein. Die aus der persönlichen Einstellung und Zu¬ 
ordnung des Assistenten resultierende Abhängigkeit konnte zwar durch ein Verhältnis 
gegenseitigen Vertrauens zwischen dem Geförderten und dem Doktor- bzw. Habili- 
tations-„Vater“ gemildert werden, doch war auch die beliebige Ausnutzung des in 
minderer Stellung tätigen wissenschaftlichen Mitarbeiters möglich. Der Status des 
Beamten auf Wiederruf fügte der Abhängigkeit noch die soziale Unsicherheit hinzu. 
Der Beamteneid verpflichtete den Assistenten zur Loyalität gegenüber dem Dienst¬ 
herren, nicht aber den Staat zu einer ausreichenden arbeits- und sozialrechtlichen 
Sicherung des Assistenten. Der Assistent konnte jederzeit ohne Begründung ent¬ 
lassen werden, seine Familie war unversorgt, ständige Mehrarbeit, insbesondere im 
medizinischen Bereich, wurde nicht ausgeglichen. 

(66) Der Zwang zur weiteren Qualifikation innerhalb einer generell befristeten 
Assistentenzeit führte unter den bisherigen Arbeitsbedingungen zu unzumutbaren 
Härten. Vielen Assistenten stand nur ein Bruchteil ihrer Arbeitszeit für die eigene 
wissenschaftliche Tätigkeit zur Verfügung. 

Zu ihren Aufgaben gehörte es, 

— Seminare und Vorlesungen abzuhalten, 

— Studien- und Examensberatung zu gewähren, 

— sich an Korrekturarbeiten und Prüfungen zu beteiligen, 

— die Verwaltungs- und Bibliotheksarbeit in den Instituten zu erledigen, 

— Forschungsgruppen zu leiten oder auch nur den technischen Service bereitzu¬ 
stellen, 

— ganztägig, nachts und auch an Wochenenden den Klinikdienst zu versehen, 

— den Vorgesetzten in der Erledigung seiner Dienstgeschäfte im weitesten Sinne 
des Wortes zu unterstützen. 

Die Möglichkeit, den Anforderungen für eine Habilitation zu entsprechen, war auf¬ 
grund der Vielzahl konkurrierender Anforderungen nur sehr unterschiedlich und in 
vielen Fällen gar nicht gegeben. Auch die Habilitation änderte auf viele Jahre nichts 
am Status des Assistenten. Erfolgte sie nicht, war der Assistent zum Übergang in 
Stellungen außerhalb der Hochschule gezwungen, der in vielen Fällen, insbesondere 
beim Eintritt in den öffentlichen Dienst, mit erheblichen Nachteilen verbunden war. 

Grundsätze der Neugliederung 

(67) Eine Reform des Lehrkörpers muß sich daran orientieren, daß sowohl ein 
wissenschaftliches wie ein gesellschaftliches Interesse an freier Forschung und 
einer ihr zugeordneten Lehre besteht, welche wissenschaftliche Bildung (13, 14) 
einerseits als Medium einer kritischen Bestimmung der individuellen und gesellschaft¬ 
lichen Situation, andererseits als Voraussetzung einer wachsenden Fülle von Berufen 
vermittelt. Demgemäß muß auch der Beruf des Hochschullehrers unter dem Aspekt 
wissenschaftlicher und finanzieller Unabhängigkeit mit neuen Anreizen versehen 
werden, um so der Abwanderung zahlreicher hochqualifizierter Kräfte in andere 
Berufe und in das Ausland entgegenzuwirken und um Wissenschaftler, die sich außer¬ 
halb der deutschen Universitäten bewährt haben, stärker als bisher für die deut¬ 
schen Hochschulen zu gewinnen oder zurückzugewinnen. 
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(68) Die Freiheit und Leistung der in Forschung und Lehre tätigen Hochschullehrer 
ist abhängig von der Art der Rechtsstellung und Aufgabenverteilung, von der Form 
der Ergänzung und Auslese des Lehrkörpers sowie von den Anforderungen der 
Qualifikation und Kontrolle. Daher muß die Reform an diesen Punkten ansetzen. 

(69) Maßgebend für die Neuordnung ist die Vereinfachung der personellen Gliederung 
innerhalb des Lehrkörpers, der fortan eine in zwei Hauptgruppen differenzierte Ein¬ 
heit der Forschenden und Lehrenden darstellt und innerhalb der beiden Gruppen 
lediglich Funktionsunterschiede mit entsprechenden Leistungsanreizen aufweist. Dem 
Lehrkörper gehören Assistenzprofessoren auf Zeit und Professoren in Dauerstellung 
an. Sie haben prinzipiell die gleichen Rechte und Pflichten. Damit entfällt der per¬ 
sönlich und auf Dauer zugeordnete Assistent mit beliebiger Spannweite der Aufgaben 
ebenso wie der akademische Dauerbedienstete, der einseitig mit bestimmten Lehr¬ 
oder Forschungsaufgaben betraut war und dem damit eine so gut wie unübersteig- 
bare Grenze seiner wissenschaftlichen Weiterentwicklung gesetzt war. 

(70) Die Auswahl sowohl für die Eingangs- wie für die Dauerstufe im Lehrkörper er¬ 
folgt nach dem Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren, für das der Fachbereichs¬ 
rat zuständig ist. Ihm obliegt zusammen mit einer vorbereitenden Kommission (51) 
die Ausschreibung der offenen Stellen des Fachbereiches unter Angabe spezifizier¬ 
ter Merkmale sowie die Entscheidung über die eingegangenen Bewerbungen. Er 
befindet auch über die jeweilige Zuweisung der Aufgaben im Rahmen der entspre¬ 
chend den Curricula studii von allen zu leistenden Lehre. Ebenso steht in seiner 
Kompetenz die Zuordnung der am Fachbereich tätigen Personen zu kooperativen 
Forschungsaufgaben; Voraussetzung dafür ist die Zustimmung der Beteiligten. 

(71) Die grundsätzliche Gleichstellung des Assistenzprofessors mit dem Professor in 
Dauerstellung setzt eine relativ hohe Eingangsqualifikation des Bewerbers für die 
Assistenzprofessur voraus. Sie wird durch eine Promotion neuer Form und/oder ein 
fachspezifisches Äquivalent erbracht. Zur Promotion können vorgelegt werden: 1. eine 
Dissertation, 2. eine oder mehrere wissenschaftliche Veröffentlichungen (kumulative 
Dissertation), 3. eine oder mehrere Veröffentlichungen als Mitglied einer Forschungs¬ 
gruppe (Team-Dissertation), 4. eine oder mehrere besondere praktische Leistungen 
in einem Fachgebiet (z. B. schöpferische, konstruktive oder künstlerische Leistungen). 
Die Promotion ist mit der Verleihung des Doktorgrades verbunden. Sie kann un¬ 
abhängig von der Einstellung vollzogen werden. 

(72) Über die Qualifikation für die Dauerstellung als Professor wird mit der Ein¬ 
stellung entschieden; sie wird mit der Ernennung rechtswirksam bestätigt. Das be¬ 
deutet, insbesondere gegenüber Konzeptionen, die an der Habilitation alter Form 
festhalten, daß die Trennung zwischen Qualifikation (z. B. durch Habilitation) und 
Lehrkörperergänzung (z. B. durch Berufung) entfällt. 

Voraussetzungen der Neugliederung 

(73) Erste Bedingung der Neugliederung des Lehrkörpers ist die Förderung der 
Doktoranden, die auch vom Wissenschaftsrat gefordert und von der Ständigen Kon¬ 
ferenz der Kultusminister prinzipiell bejaht wird. Der Doktorand hat in der Regel ein 
abgeschlossenes Hochschulstudium hinter sich und gehört insofern zur Gruppe der 
Graduierten. Sein Beitrag zur Forschung ist so bedeutungsvoll, daß das Doktoranden¬ 
stadium längst einen eigenen Berufsabschnitt ausmacht. Es empfiehlt sich, daß den 
Doktoranden zeitlich befristete Tutorien und ähnliche Formen der Lehre sowie eine 
zeitlich begrenzte Mitarbeit an Forschungsprojekten übertragen werden, die jedoch 
der eigenen Forschungsarbeit der Doktoranden zugute kommen sollen. Beide Formen 
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der Forschungstätigkeit können sinnvoll dadurch miteinander verbunden werden, 
daß die Möglichkeit der Gruppenpromotion besteht. Die Promotion sollte in der 
Regel nach zwei bis drei Jahren abgeschlossen sein. Danach kann die Stelle des 
Doktoranden um ein halbes Jahr verlängert werden, um ihm Gelegenheit für eine 
Bewerbung innerhalb oder außerhalb der Hochschule zu geben. 

(74) Als weitere Bedingung der Neuregelung ist zu gewährleisten, daß die Assistenz¬ 
professoren während der befristeten Zeit ihrer Tätigkeit ausreichende Möglichkeiten 
der Bewerbung für Dauerstellen nicht nur innerhalb, sondern auch außerhalb des 
Lehrkörpers der Hochschule haben. Dies geschieht einerseits dadurch, daß die enge 
Hochschule heutigen Typs zur Gesamthochschule erweitert wird, die mit der paral¬ 
lelen Gliederung und gegenseitigen Durchlässigkeit der einzelnen Bildungsinstitutio¬ 
nen auch den reibungslosen Übergang von einer Einrichtung zur anderen vorsieht 
(26a). Andererseits ist sicherzustellen, daß der Zugang zu allen Ausbildungsgängen 
und beruflichen Positionen außerhalb der Gesamthochschule, für deren Wahrneh¬ 
mung eine weitere Qualifikation an der Hochschule nach Abschluß der Dissertation 
eindeutig von Nutzen ist, erleichtert wird. Diese Forderung gilt insbesondere für die 
Anpassung der Laufbahnvorschriften des öffentlichen Dienstes an die Abgangs¬ 
möglichkeiten der Gesamthochschule; sie ist aber auch von erheblicher Relevanz für 
den gesamten Einstellungsbereich des in den technischen Fächern tätigen wissen¬ 
schaftlichen Personals. Allerdings ist streng darauf zu achten, daß die Qualifikations¬ 
anforderungen der außeruniversitären Berufe nicht willkürlich hochstilisiert werden. 
Die zusätzlichen Erfordernisse müssen ausschließlich aus den Aufgaben begründet 
werden, die der Bewerber wahrzunehmen hat; sonst bestünde die Gefahr einer 
Inflation prestigebezogener und sachlich nicht begründeter Berufsmerkmale. 

(75) Eine wesentliche Voraussetzung für die Neugliederung des Lehrkörpers liegt 
darin, daß die Kommunikationssperren der bisherigen, hierarchisch gegliederten aka¬ 
demischen Sozietät abgebaut werden. Dazu gehört in erster Linie die ersatzlose 
Abschaffung aller Titel innerhalb des Lehrkörpers und im gesamten Verkehrsbereich 
der Universität. Der Assistenzprofessor und der Professor auf Lebenszeit fungieren 
als Stellenplanbezeichnungen im Haushalt der Hochschule. 

Modell der Neugliederung 

(76) Der Lehrkörper besteht aus Assistenzprofessoren auf Zeit und Professoren in 
Dauerstellung. Alle Angehörigen des Lehrkörpers haben grundsätzlich die gleichen 
Rechte und Pflichten. 

(77) Die Angehörigen des Lehrkörpers sind zur Forschung und Lehre innerhalb ihrer 
Fachrichtung sowie zur Organisation von Forschung und Lehre innerhalb des Fach¬ 
bereiches verpflichtet. 

(78) Forschungsmittel werden den Angehörigen des Lehrkörpers im Rahmen des 
Sachmitteletats entsprechend der Forschungsplanung der Hochschule und des Fach¬ 
bereiches auf begründete Anforderung hin zugeteilt. Ihre Vergabe ist nicht Gegen¬ 
stand von Berufungs- oder Bewerbungsverhandlungen. Die Lehraufgaben sind von 
allen Angehörigen des Lehrkörpers im Rahmen der von den Lehrkommissionen er¬ 
arbeiteten Curricula studii (53) wahrzunehmen. 

(79) Die Positionen, aus denen sich der Lehrkörper des Fachbereiches zusammen¬ 
setzt, sind in einem Stellen- und Organisationsplan aufzuführen. Daraus muß die 
personelle Planung und Aufgabenverteilung im Rahmen der Forschungs- und Lehr¬ 
vorhaben für alle Angehörigen des Fachbereichs ersichtlich sein. Der Fachbereichs¬ 
rat ist gehalten, die personelle Ergänzung des Lehrkörpers langfristig zu planen. 
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(80) Die Besetzung vakanter Stellen erfolgt aufgrund von Ausschreibungen. Sie 
müssen Angaben über den Funktionszusammenhang und Aufgabenbereich der je¬ 
weiligen Position, über die Form des Nachweises der erwünschten Kenntnisse und 
Fähigkeiten des Bewerbers sowie über die Grunddotierung der Stelle enthalten. Die 
Ausschreibungen sind in einem zentralen Hochschulorgan zu veröffentlichen. 

(81) Jeder Angehörige des Lehrkörpers hat das Recht, sich jederzeit für eine Dauer¬ 
position innerhalb oder außerhalb der eigenen Hochschule zu bewerben. Bewerbun¬ 
gen von Wissenschaftlern, die im außeruniversitären Bereich tätig sind, sind gleich¬ 
rangig zu behandeln. 

(82) Über die Besetzung der vakanten Stellen entscheidet der Fachbereichsrat ge¬ 
meinsam mit einer vorbereitenden Kommission (51). Das Verfahren bei der Aus¬ 
schreibung und Entscheidung ist rechtzeitig vor der voraussichtlichen Erledigung 
einer Stelle einzuleiten und nach einem Zeitplan zu ordnen, damit Vakanzen nach 
Möglichkeit vermieden oder auf längstens ein halbes Jahr beschränkt werden. 

(83) Die Assistenzprofessur ist auf sechs Jahre befristet. Zur Wahl steht der Status 
des Beamten auf Zeit oder des Angestellten. Die Besoldung erfolgt nach Hochschul¬ 
lehrertarif, bei Angestellten innerhalb der ersten zwei Jahre auf der Grundlage von 
BAT lla, innerhalb der weiteren vier Jahre auf der Grundlage von BAT Ib. Der 
Assistenzprofessor muß mit Ablauf des sechsten Jahres aus dem Hochschuldienst 
ausscheiden, falls er sich nicht mit Erfolg um eine Dauerstellung beworben hat. Im 
Falle seines Ausscheidens hat er Anspruch auf eine Abfindung bis zur Höhe von 
sechs Monatsbezügen. Er erhält ein Dienstzeugnis. Die Möglichkeit des regulären 
Übergangs in außeruniversitäre Berufsgänge ist vorzusehen (27, 74). 

(84) Die Eingangsqualifikation für die Ernennung zum Assistenzprofessor wird durch 
die Promotion neuer Form und /oder durch ein fachspezifisches Äquivalent erbracht 
(71). Ist der Bewerber nicht promoviert, so erfolgt die Promotion in der Regel mit 
der Entscheidung über die Einstellung aufgrund derselben wissenschaftlichen Lei¬ 
stungen, die zur Einstellung geführt haben. Ausnahmen gelten für bestimmte tech¬ 
nische Fächer, in denen der Doktorgrad bisher ohne hochschulspezifische Bedeutung 
war (z. B. Architektur). 

(85) Der Assistenzprofessor erwirbt während der ersten zwei Jahre seiner Anstellung 
in Zusammenhang mit seiner Tätigkeit in Lehre und Forschung und im Rahmen be¬ 
sonderer Kurse Kenntnisse in Fachdidaktik und Wissenschaftsorganisation (99). Nach 
zwei bis vier Jahren seit der Einstellung berichtet er dem Fachbereich in ge¬ 
eigneter Form über seine wissenschaftliche Arbeit und die zusätzlich erworbenen 
Kenntnisse in Didaktik und Organisation. Über den Bericht findet eine Aussprache 
statt. Das Ergebnis verändert seine Stellung als Assistenzprofessor nicht. 

(86) Die Professur ist die einzige Dauerstellung im Lehrkörper. Zur Wahl steht 
der Status des Beamten oder des Angestellten. Die Besoldung erfolgt nach Hoch¬ 
schullehrertarif, bei Wahl des Angestelltenstatus auf der Grundlage von BAT la mit 
entsprechenden Zulagen. Die Zulagen sind innerhalb eines größeren Spielraums 
flexibel zu halten, wobei die interuniversitäre Schwerpunktbildung der jeweiligen 
Fachrichtung zu berücksichtigen ist. Innerhalb der Dauerstufe des Lehrkörpers be¬ 
stehen Differenzierungen lediglich nach Beschäftigungs- und Besoldungsmerkmalen. 
Sie begründen weder einen dienstlichen noch einen korporationsrechtlichen Unter¬ 
schied, sondern schaffen zusätzliche Leistungsanreize. Die Inhaber von Dauerstellen 
werden nach Erreichen der Altersgrenze unter Belassung ihrer Bezüge von ihren 
dienstlichen Verpflichtungen entbunden. 
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(87) Die Eingangsqualifikation für die Ernennung zum Professor auf Lebenszeit wird 
durch wissenschaftliche Leistungen erbracht, die außer den Einsteilungsvorausset¬ 
zungen für die Zeitstufe des Lehrkörpers zusätzlich umfassen: 

— Qualifikationen in der Forschung, wobei Einzel- und Teamforschung gleichrangige 
Bewertung erfahren, 

— Qualifikationen in der Lehre, wobei Vorlesungsdispositionen und -rezensionen 
zur Beurteilung herangezogen werden, 

— Qualifikationen in einem praktischen oder künstlerischen Tätigkeitsbereich, sofern 
sie für das Fach von Bedeutung sind, z. B. der Nachweis von klinischem oder 
technischem Können, von Erfahrung im wissenschaftlichen Management. 

Andere Beurteilungskriterien als die wissenschaftsbezogener Leistung sind ausge¬ 
schlossen; eine unterschiedliche Gewichtung der Kriterien ist zulässig. 

Konsequenzen der Neugliederung 

(88) Aus den Grundsätzen für die Neustrukturierung des Lehrkörpers folgt weder 
eine generelle Ermäßigung noch eine punktuelle Zuspitzung der bisher gültigen 
Leistungsanforderungen, sondern eine bessere Verteilung, die den Aufgaben der 
Hochschullehrer auch in didaktischer und organisatorischer Hinsicht gerecht wird 
und durch frühzeitige wie scharfe Zäsuren die Erfordernisse der Institution mit der 
Würde der Person in Einklang bringt. Die prinzipielle Gleichstellung der Angehörigen 
des Lehrkörpers und die eindeutig markierte Befristung der Assistenzprofessur hat 
zur Folge, daß der ohne hinreichenden Grund durch überlange Habilitandenzeit er¬ 
schwerte Zugang zur Dauerstellung ebenso wie ein nach längerer Dienstzeit unfrei¬ 
williger Abgang von der Hochschule, aber auch der vielfach als Kompromiß ermög¬ 
lichte Übergang in eine Dauerposition des bisherigen akademischen Mittelbaus und 
der gnadenweise Aufstieg in die niederen Ränge der Nichtordinarienschaft ausge¬ 
schlossen wird. Stattdessen tritt durch die Gleichberechtigung aller Mitglieder des 
Lehrkörpers, durch das Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren und durch das 
Prinzip der durchgängigen Zuständigkeit des Fachbereichs eine überschaubare Ord¬ 
nung ein, die durchsichtige Leistungsanforderungen mit vermehrten Leistungsanrei¬ 
zen, größere Freiheit mit erweiterten Wahlmöglichkeiten und die Gewährleistung der 
Kooperation mit der Möglichkeit gegenseitiger Kontrolle verbindet. 

(89) Die genannten Voraussetzungen für die Neugliederung des Lehrkörpers sind 
wegen ihrer unterschiedlichen, teils hochschulinternen, teils hochschulexternen Ver¬ 
ankerung nicht automatisch zu verwirklichen. Sie erfordern über die Reform der 
Universität hinaus rechtliche und soziale Änderungen, die im staatlichen, gesell¬ 
schaftlichen und wirtschaftlichen Bereich vollzogen werden müssen. Daher liegt eine 
wichtige Aufgabe der Reformbemühungen darin, die Berufsbilder der gegenwärtigen 
Gesellschaft durch die Kritik ihrer auf das Sozialprestige bezogenen Voraussetzun¬ 
gen zu entzaubern, insbesondere im Hinblick auf den Gebrauchswert akademischer 
Titel, und die tatsächlichen Leistungskriterien aufzudecken, die der jeweiligen be¬ 
ruflichen Tätigkeit zugrundeliegen. 

(90) Das Modell des neuen Lehrkörpers kann nicht mehr als den allgemeinen Rahmen 
abstecken, innerhalb dessen sich die kommenden Reformmaßnahmen der akademi¬ 
schen und politischen Instanzen bewegen müssen, wenn wirklich die Personalstruktur 
der Hochschulen entscheidend verbessert und den gestiegenen Anforderungen einer 
auf Wissenschaft in jeder Beziehung angewiesenen Gesellschaft durch hohe Leistun- 
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gen In Forschung und Lehre entsprochen werden soll. Eine solche Verbesserung 
kann jedoch nicht als notwendige Folge aus der vorgeschlagenen Neugliederung des 
Lehrkörpers abgeleitet und zur sicheren Prognose erhoben werden. Menschliche 
Schwächen und Unzuträglichkeiten können durch organisatorische Maßnahmen nicht 
beseitigt, sondern höchstens in ihrer Auswirkung beschränkt werden. Hierzu bedarf es 
neben der in den Ablauf und die Offenheit des institutioneilen Prozesses hineinver¬ 
lagerten Kontrolle der dauernden Anstrengung aller. Worauf es vor allem ankommt 
und was sich bei einer zielbewußten Reform erreichen läßt, das ist die elementare 
Verhinderung strukturbedingter Fehlentwicklungen im Lehrkörper der Hochschulen. 
Die lähmenden Konsequenzen einer hierarchisch gegliederten Sozietät weichen nur 
dem freien Geist eines akademischen Gemeinwesens, in dem die Konvergenz von 
wissenschaftlicher Leistung und öffentlichem Sinn keine Abnormität mehr ist, sondern 
das Selbstverständliche. Hier wird aus dem Lehrkörper einer Geheimrats- und Genie¬ 
universität mit Dauergesellen und Meisterschülern ein auf Kooperation in Forschung 
und Lehre konzentrierter, auf Überzeugung angewiesener Lehrkörper, der große 
Leistungen nicht verhindert und im ganzen Bereich von Lehre und Forschung ein 
höheres Niveau und einen freieren und gerechteren Umgang ermöglicht. 
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Tätigkeit ausserhalb der Hochschule 


SCHEMA DER PERSONELLEN NEUGLIEDERUNG 


Tätigkeit an der Hochschule Lebens- Funktion Status 
alter (Dauer) 


Vergütung 

(entspr.BAT) 


^ 5 tud j um . 


Studium: 3. Phase 


Auschreibung .Bewer¬ 
bung 

(Voraussetzung:Pro- 
motion oder Äquiva¬ 
lent) 


Forschung: ^ 

Lehre: Zusatzqualifi¬ 

zierung 
Therapie: ^ 




Assistenz- 

Angestellter 



Ila (2 Jahre) 


Professor 

oder 



Ib (4 Jahre) 

32!3 

(max.6Jahre) 

Zeitbeamter 1 


Auschreibung .Bewer¬ 
bung 





Thesen zur Hochschuldidaktik 


Begriff und Aufgaben der Hochschuldidaktik 

(91) Hochschuldidaktik ist Wissenschaftsdidaktik. Das heißt: Die Notwendigkeit, die 
Vermittlung von Wissenschaft ihrerseits wissenschaftlich zu erforschen und nicht der 
Gewohnheit, dem Zufall und dem individuellen Belieben zu überlassen, tritt nicht 
aufgrund sekundärer Bedürfnisse, z. B. der Berufsausbildung, nachträglich zur Wis¬ 
senschaft hinzu, sondern sie ergibt sich aus dem Fortschreiten und der Ausweitung 
des wissenschaftlichen Prozesses selbst, der auf Tradition und Kommunikation an¬ 
gewiesen ist. 

(92) Der grundsätzliche Auftrag der Hochschuldidaktik, aufgrund der Erforschung 
ihrer Voraussetzungen und Bedingungen Modelle für eine effektive Lehre zu ent¬ 
werfen, darf daher nicht bedeuten, die Hochschullehrer im Blick auf unbefragt über¬ 
nommene Ziele, auf Ansprüche und Effizienzforderungen der bestehenden Gesell¬ 
schaft zu „rationalisieren“. Sie muß vielmehr ständig die Ziele, Gegenstände und 
Verfahren der Lehre selbst auf ihre Relevanz für die Selbstvermittlung und Fortset¬ 
zung einer kritischen Wissenschaft prüfen. 

(93) Hochschuldidaktik darf daher nicht auf Hochschulmethodik eingeengt werden. 
Es ist nicht ihre Aufgabe, nur Rezepte an Dozenten auszugeben, wie herkömmliche 
Inhalte im Blick auf herkömmliche Ziele im Rahmen bestehender Verwaltungs- und 
Autoritätsstrukturen ein wenig reibungsloser tradiert oder die Studenten an die 
bestehenden Verhältnisse besser angepaßt werden könnten. 

(94) Hochschuldidaktik ist nicht ein zeitlich befristetes Verfahren zur Ausbesserung 
bzw. Beseitigung von gegenwärtig erkannten Mängeln oder zur „Wiederherstellung“ 
einer funktionierenden Lehre. Sie muß sich als eine wissenschaftliche Disziplin kon¬ 
stituieren, der die ständige empirische Erforschung und kritische Überprüfung der 
Lehre obliegt. 

(95) Das grundlegende Verfahren der Hochschuldidaktik ist daher der Entwurf und 
die ständige Überprüfung der Curricula in einem bestimmten Fach bzw. Studiengang. 
Es muß die folgenden Schritte umfassen: 

a) Empirische (gesellschaftswissenschaftliche) Ermittlung oder theoretisch begründete 
Setzung allgemeiner und fachspezifischer Lernziele. Dabei müssen neben den 
herkömmlich dominierenden Aufzählungen kanonischer Stoff- und Methoden¬ 
kenntnisse und bestimmter Fertigkeiten auch die Ziele im Bereich der Denk¬ 
prozesse und der Attitüden ausdrücklich bewußt gemacht werden. Ferner sind 
die Ziele so zu formulieren, daß der Lernerfolg nachprüfbar wird (Angabe von 
Verhaltensformen, Operationalisierung). Als Wissenschaft unterliegt der Prozeß 
der Zielfindung bzw. Zielsetzung und -formulierung dem Prinzip der Öffentlich¬ 
keit und Diskussion, der Kontrolle und Revision; Ziele und Verfahren müssen in 
Wenn-Dann-Sätzen zur Wahl gestellt werden. 
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b) Auswahl und Organisation der zu vermittelnden Inhalte (Grundbegriffe, Auf¬ 
bau, spezielle Fakten, Methoden, Hilfsmittel etc.). Dabei sind traditionelle „Einheit“ 
oder „Grenzen“ eines Faches keine selbstverständlichen oder allein maßgeblichen 
Bezugsgrößen; sie müssen vielmehr mit den fachübergreifenden Zielen (a) und 
der lernpsychologischen Analyse der Lernsequenzen ausgeglichen werden und 
Bedürfnisse (needs) bzw. Motivationen der Studierenden berücksichtigen oder 
ihnen genügend definierte und erläuterte Alternativen zur Wahl stellen. 

c) Auswahl und Organisation der Lernsituationen und Lernverfahren (Selbststudium, 
programmierter Unterricht, Gruppenarbeit, Projektmethode, Diskussion, Planspiel, 
Praktika, Vorlesungen, Beratung etc.), ihre Abfolge, Verbindung in Unterrichts¬ 
systemen, Gewichtung untereinander usw. 

d) Auswahl und Organisation der Lehrstrategien (Anordnung des Stoffes, Umset¬ 
zung von Inhalten in Prozesse oder Aufgaben, geeignete Darstellungsmittel etc.). 

e) Bereitstellung von Verfahren zur Messung des Lehr- und Lernerfolges. 

Es ist zu betonen, daß alle Entscheidungen in Auswahl und Organisation der Inhalte, 
Lernverfahren und Lehrstrategien im Hinblick auf alle Zielbereiche getroffen werden 
müssen, Kenntnisziele also nicht ausschließlich oder zu Lasten attitudinaler Ziele 
angestrebt werden dürfen. 

(96) Im einzelnen ergeben sich aus dem geschilderten Verfahren eine Fülle von Auf¬ 
gaben für eine wissenschaftsdidaktische Forschung, von denen als wichtigste ge¬ 
nannt werden sollen: 

— die Analyse der Grenzen, Zusammenhänge, Strukturen und Verfahren eines 
Faches („structure of knowledge“); 

— die Erkundung der Bedürfnisse und der Motivationen der Studierenden; 

— die Erkundung der Ansprüche und Bedürfnisse in den Berufen, für welche die 
Hochschule ausbildet; 

— die lern- und sozialpsychologische Erforschung aller im Hochschuibereich ge¬ 
übten Lern- und Arbeitsformen; 

— die Messung und Analyse der Wirkung von Lernprozessen im Hinblick auf die 
aufgestellten Ziele; 

— die Beschreibung der beim Antritt einer Lehrveranstaltung, eines Studienganges 
oder einer Berufslaufbahn notwendigen Voraussetzungen; 

— die Untersuchung der Angemessenheit, Gültigkeit und Zuverlässigkeit von Prü¬ 
fungen in allen ihren Formen; 

— die Aufdeckung der didaktischen Implikationen und Konsequenzen der Hochschul¬ 
verfassung und der Entscheidungsbildung in der Hochschule; 

— die Schaffung und ständige Verbesserung eines zuverlässigen wissenschaftlichen 
Instrumentariums für alle diese Forschungsaufgaben. 

(97) Da der Entwurf eines Curricuiums und erst recht die genannten Forschungen 
erhebliche Fristen benötigen (selbst wenn sie sofort in Gang gesetzt werden), ist 
die Institutionalisierung aller solcher Maßnahmen vordringlich, die den „feed back“ 
für Lehrende und Lernende verbessern können: 

— die genaue Angabe über Ziele, Teilziele, Disposition, Verfahren und Hilfsmittel 
einer Veranstaltung im voraus; 
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— die Entwicklung und Förderung individuell oder kollektiv erarbeiteter Rezensionen 
für alle Lehrveranstaltungen, die Erarbeitung der dafür notwendigen Kategorien¬ 
tafel und unangefochtene Publizität für diese Rezensionen; 

— die Einrichtung von Diskussionsstunden über die Durchführung der Lehrver¬ 
anstaltungen; 

— die Erhebung der Meinungen der Studierenden durch gegliederte Frage- bzw. 
Beobachtungsbögen; 

— die Entwicklung von Formularen bzw. Mustern für die vereinbarte Unterrichts- 
beobachtung durch dazu eingeladene Kollegen oder Studenten; 

— die mehrmalige Überprüfung des Lehr- und Lernerfolges innerhalb einer Veran¬ 
staltung durch Klausuren, Tests, Hausaufgaben und ähnliches, die ohne rechtliche 
Konsequenzen (also anonym) sein sollte; 

— die Objektivierung (soweit wie möglich) und die grundsätzliche Öffentlichkeit der 
Prüfungen; 

— die Beteiligung der Studenten an der Planung des Lehrangebots und der einzel¬ 
nen Veranstaltungen. 

(98) Bis differenzierte Ergebnisse über die Wirkungen der verschiedenen Lehrver¬ 
fahren vorliegen, sind im Hinblick auf die oben benannten Ziele (14), und um die 
heute zu beobachtende Anonymität und Isolierung der Studenten in der Masse 
aufzuheben, diejenigen Lehrveranstaltungen zu fördern, die wahrscheinlich die Fähig¬ 
keit und Bereitschaft zu Kommunikation und Kooperation verstärken, indem sie sie 
selbst üben, und die damit zugleich eine bessere „Rückmeldung“ und Erfolgs¬ 
bestätigung für alle Teilnehmer gewährleisten: Team-Work (z. B. auch Gruppenrefe¬ 
rate und -diskussionen), Projektmethode, Team-Teaching etc. 

Institutionelle Verankerung der Hochschuldidaktik 

(99) Zur Institutionalisierung der Hochschuldidaktik (26 f) werden zwei Wege vor¬ 
geschlagen: 

a) Einrichtung von ordentlichen Lehrstühlen für Hochschuldidaktik in allen Fächern 
bzw. Fachgruppen. Gegenwärtig wäre die Besetzung eines solchen Lehrstuhls 
gleichzusetzen mit der Vergabe eines langfristigen Forschungsauftrags. Um dem 
Wissenschaftsdidaktiker Gehör bei seinen Fachkollegen zu sichern und zu ver¬ 
hindern, daß er als zweitrangig eingestuft wird, darf nur ein anerkannter Wissen¬ 
schaftler das Faches mit dieser Aufgabe betraut werden; andererseits muß die 
Wissenschaftsdidaktik selbst Forschung treiben und deren Ergebnisse zur Dis¬ 
kussion stellen. Es bedarf also einer regelmäßigen, gesicherten Kommunikation 
zwischen dem Wissenschaftsdidaktiker und den übrigen Vertretern des Faches, 
damit die Ergebnisse der Hochschuldidaktik tatsächlich ihren Niederschlag im 
Curriculum und im Lehrverfahren der Fachbereiche finden. 

b) Einrichtungen von wissenschaftsdidaktischen Instituten an möglichst vielen Uni¬ 
versitäten. An diesen Instituten, deren Lehrkörper interdisziplinär aus Soziologen, 
Psychologen und kompetenten Vertretern des jeweiligen Fachbereichs zusammen¬ 
gesetzt ist, sollen die Hochschullehrer, besonders der akademische Nachwuchs, 
Kurse absolvieren, die sich mit den wichtigsten Bedingungen der Hochschullehre 
und den Möglichkeiten, die Wirksamkeit des eigenen Lehrens selbst zu über¬ 
prüfen und kritisch zu verbessern, vertraut machen und sie in die Organisation 
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von Forschung einführen. Um die Studenten aktiv an der Planung der Lehre und 
der Wissenschaftsverwaltung beteiligen zu können, stehen ihnen diese Kurse 
offen. Während der ersten Jahre der Assistenzprofessur, bis zur Ergänzungs¬ 
qualifikation (85), werden die Kurse nach Möglichkeit durch einen systematischen 
Wechsel der Tätigkeit zwischen Forschung, Lehre und Verwaltung ergänzt. Im 
Rahmen der Schwerpunktbildung sind interuniversitäre Austauschprogramme auf¬ 
zustellen. 

(100) Bis zur Konstituierung der hochschuldidaktischen Disziplin ist die kooperative 

Erforschung der Lehre durch die Hochschullehrer selbst der einzig mögliche Weg. 
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Übersicht über die Ausschüsse und Beschlüsse 

Klausurtagung der BAK, Bad Kreuznach, 28. 8. — 3. 9. 1968 


Die Tagung stand unter der Leitung des Vorsitzenden der Bundesassistentenkon¬ 
ferenz, Peter Fischer-Appelt. Zur Vorbereitung der Beschlüsse des Plenums wurden 
folgende Ausschüsse gebildet: 

1. Zur Aufgabe der Hochschule und ihrer Stellung in Staat und Gesellschaft 

Mitglieder: Berger/Regensburg (Vorsitz), Fischer-Appelt/Bonn, v. Renesse/Bochum, 
Zeimentz/Mainz. 

These 1—10: Überarbeitete Fassung der Kreuznacher Vorlage, die nicht be¬ 
schlossen wurde. 

2. Zur Stellung der Hochschule im Bildungswesen 

Mitglieder: Huber/Göttingen (Vorsitz), Huppertz/Bremen, Rath/Stuttgart, Schräder/ 
Münster, Schütz/vds, Wieland/Heidelberg. 

These 11—30: Redigierte Fassung der Kreuznacher Vorlage, beschlossen am 
31. 8. 1968. These 14 und 15 vom Ausschuß für Hochschuldidaktik erarbeitet. 

3. Zur Neuordnung der Hochschulorganisation 

Mitglieder: Meyer/Bonn (Vorsitz), Fischer/WRK, Gerhardt/vds, Goecke/Karlsruhe, 
Hansen/Kiel, Oesterle/Saarbrücken. 

These 31—60: Redigierte Fassung der Kreuznacher Vorlage, beschlossen am 
2. 9. 1968, sinngemäß ergänzt um These 31—36. 

4. Zur Neugliederung des Lehrkörpers 

Mitglieder: Narr/Konstanz (Vorsitz), Conrad/Marburg, Fleischmann/Münster, Wald¬ 
mann/Bonn, Warnking/Marburger Bund, Weddigen/Karlsruhe, Wessling/Lüneburg, 
Westphalen/Bochum. 

These 61—90: Überarbeitete Fassung der Kreuznacher Vorlage, beschlossen am 
2. 9. 1968, sinngemäß ergänzt um These 63, 67, 75, 88, 89. 

5. Thesen zur Hochschuldidaktik 

Mitglieder und Berater des Ausschusses für Hochschuldidaktik der BAK: 
Huber/Göttingen (Vorsitz), Baake/Göttingen, Dahmer/Hannover, Dick/Göttingen, 
Dressier/Göttinger Studentenschaft, Faßbender/Göttingen, Greiser/Hannover, 
Gründler/Tübingen, Haller/Göttinger Studentenschaft, Köhler/Göttinger Studenten¬ 
schaft, Lang/Aachen, Lange/Göttingen, Lotz/Tübingen, Salzmann/Hannover, Sko- 
wronek/Göttingen, Theuerkauf/Göttingen, Tütken/Göttingen, Weiß/Göttingen. 
These 91—100: Fassung der Vorlage des Ausschusses für Bad Kreuznach, be¬ 
schlossen am 1.9. 1968, ergänzt durch den Ausschuß um These 99 und 100. Eine 
weitere Vorlage des Ausschusses ist als These 14 und 15 in Teil II einbezogen. 
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